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Abkürzungsverzeichnis

a. A. andere Auffassung

Abs. Absatz

AEUV Vertrag über die Arbeitsweisen der Europäischen Union

AfA Abschreibung für Abnutzung

ÄndG Änderungsgesetz

AO Abgabenordnung

Art. Artikel

BewG Bewertungsgesetz

BFH Bundesfinanzhof

BFH/NV Sammlung amtlich nicht veröffentlichter Entscheidungen des Bundesfinanz-
hofes

BGB Bürgerliches Gesetzbuch

BGBl. Bundesgesetzblatt

BMF Bundesministerium der Finanzen

BSG Bundessozialgericht

BStBl. Bundessteuerblatt

BVerfG Bundesverfassungsgericht

bzw. beziehungsweise 

DStRE Entscheidungsdienst des Deutschen Steuerrechts

EFG Entscheidungen der Finanzgerichte

EStDV Einkommensteuerdurchführungsverordnung

EStG Einkommensteuergesetz

EStH Einkommensteuerhinweise

6



EStR Einkommensteuerrichtlinien

EStRG Einkommensteuerreformgesetz

EU Europäische Union

EuGH Europäischer Gerichtshof

EWR Europäischer Wirtschaftsraum

f Folgender

ff die Folgenden

FG Finanzgericht

GG Grundgesetz

ggf. gegebenenfalls 

H. Hinweis

HeimG Heimgesetz

HFR Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung

i. V. m. in Verbindung mit

JStG Jahressteuergesetz

Kfz Kraftfahrzeug

km Kilometer

LG Landgericht

LPartG Gesetz über die Eingetragene Lebenspartnerschaft

LStDV Lohnsteuerdurchführungsverordnung

Nr. Nummer

o.g. oben genannte / oben genannter

ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr

PC Computer

PKW Personenkraftwagen
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R. Richtlinie

RGBl. Reichsgesetzblatt

RStBl. Reichssteuerblatt

Rz. Randziffer

S. Seite

SchwbAwV Schwerbehindertenausweisverordnung

SGB V Fünftes Buch Sozialgesetzbuch

SGB VII Siebtes Buch Sozialgesetzbuch

SGB IX Neuntes Buch Sozialgesetzbuch

SGB XI Elftes Buch Sozialgesetzbuch

SGB XII Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch

Slg. Amtliche Sammlung von Entscheidungen und Gutachten des RFH

SozR Sozialrecht

StE Steuereildienst

StNG Gesetz zur Neuordnung von Steuern

StSenkG Steuersenkungsgesetz

StW Steuerberater und Wirtschaftsprüfer

Tz. Textziffer

v. vom 

Vgl. Vergleiche

VuRK Versicherung und Recht Kompakt

z.B. zum Beispiel
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1 Einleitung

Deutschland wird älter. Das Durchschnittsalter der deutschen Bevölkerung steigt. Im

Jahr 2017 wurden die Ergebnisse der 13. Bevölkerungsvorausberechnung des Sta-

tistischen Bundesamtes veröffentlicht.1 Demzufolge werden im Jahr 2060 voraus-

sichtlich doppelt so viele Menschen 80 Jahre alt oder älter sein wie heute. Das hat

verschiedene Gründe. Ein Grund ist die gute medizinische Versorgung, die eine hö-

here Lebenserwartung zur Folge hat. Zudem setzt sich in der Bevölkerung immer

mehr ein Bewusstsein für einen gesunden Lebensstil  durch. Zum Anderen ist die

Geburtenrate relativ niedrig. Sie beträgt etwa 1,4 Kinder pro Frau. Eine bedeutende

Besserung hinsichtlich Geburtenrate oder Durchschnittsalter sei zukünftig nicht zu

erwarten, so das Statistische Bundesamt.

Dies sind Gründe dafür, warum die Themen Heimunterbringung und Pflege auch im

deutschen Steuerrecht immer mehr an Bedeutung gewinnen. Ein anderer Grund da-

für ist, dass die Renteneinkünfte zunehmend steuerpflichtig werden. Bis vor einigen

Jahren waren Aufwendungen der hier betreffenden Art steuerlich irrelevant und die

zugehörigen Einkünfte in den meisten Fällen unter dem Grundfreibetrag. Doch in-

zwischen werden immer mehr Rentner zur Einkommensteuer veranlagt und sie fra-

gen sich natürlich, inwiefern sie ihre Aufwendungen steuerlich berücksichtigen kön-

nen. An dieser Stelle sei am Rande erwähnt, dass, wenn man den Begriff „Heimun-

terbringung“ im Browser von Google eingibt, bereits als dritter ergänzender Such-

vorschlag der Begriff „Steuer“ produziert wird. Doch nicht nur selbst Betroffene kön-

nen ihren Aufwand steuerlich geltend machen.  Auch Angehörige,  die einen Ver-

wandten  selbst  pflegen,  dürfen  verschiedene  steuerliche  Begünstigungen  in  An-

spruch nehmen. 

Ohne Frage hat sich der Umgang mit pflegebedürftigen Verwandten im Laufe der

Zeit sehr gewandelt. Früher waren die eigenen Kinder die Altersvorsorge, heute wird

in die Rentenkassen eingezahlt. Früher wurden in vielen Fällen Pflegebedürftige zu

Hause bei ihren Familien gepflegt, heute erfolgt häufig eine Unterbringung in einem

Altenwohn- oder Pflegeheim. Und so wie sich der gesellschaftliche Umgang gewan-

delt hat, so wurde auch das Steuerrecht immer wieder verändert und an die Verhält-

nisse angepasst.  Das Ergebnis ist  eine Mehrzahl von unterschiedlichen Paragra-

phen des EStG, in denen sich die Themen Heimunterbringung und Pflege wiederfin-

den. Ich möchte im Folgenden die verschiedenen Begünstigungsmöglichkeiten be-

trachten, vergleichen, nebeneinander anwenden und beurteilen. Zum besseren Ver-

1 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung: „Wie verändert sich der Altersaufbau der Bevölke-
rung in Deutschland bis 2060?“, aufgerufen am 26.02.2019, 15:05 Uhr.
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ständnis wurden Beispiele eingebaut, die von dem fiktiven Ehepaar Anna und Bern-

hard sowie ihrem Sohn Christian und ihrer Schwiegertochter Dora handeln.

Im vorliegenden Text wird grundsätzlich der männliche Begriff verwendet, So ist bei-

spielsweise von dem Steuerpflichtigen die Rede. Alle diese Aussagen beziehen sich

jedoch ebenso auf die Geschlechter weiblich und divers. Zudem gelten Aussagen

über Ehegatten auch für eingetragene Lebenspartner im Sinne des LPartG.
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2  Die gesetzlichen Vorschriften

2.1  Historischer Überblick

Das Prinzip der außergewöhnlichen Belastungen tauchte in der Geschichte der Ein-

kommensteuer erstmals im Preußischen EStG v. 01.05.18512 auf; gemäß § 7 Abs. 1

waren  die  Steuerpflichtigen  „unter  Berücksichtigung  ihrer  gesamten  Verhältnisse

und der durch diese bedingten besonderen Leistungsfähigkeit einzuschätzen“.3 In ei-

ner Zeit, in der die soziale Frage noch immer nicht zufriedenstellend geklärt werden

konnte, war diese Regelung immerhin erstmals ein steuerrechtlicher Schritt in die

entsprechend richtige Richtung.  Das EStG aus dem Jahr 1934 v. 16.10.19344 ent-

hielt  dann erstmals den § 33,  welcher  die Überschrift  „Besondere wirtschaftliche

Verhältnisse“ trug. Er besagte, dass die Einkommensteuer nur zu ermäßigen, nicht

jedoch zu erlassen sei und dies auch nur auf Antrag zu geschehen habe. An dieser

Stelle zeigte sich, dass unter der Regierung Adolf Hitlers der soziale Gedanke in

den Hintergrund geraten ist und das Ziel, die Steuereinnahmen zu erhöhen, in den

Vordergrund gesetzt wurde. Ziel der Vorschrift war es dennoch, gemäß den Veran-

lagungsrichtlinien zur Einkommensteuer und Körperschaftssteuer v. 1934,5 Härten

zu vermindern oder zu beseitigen, indem beispielsweise die damalige Finanzverwal-

tung großzügig über die Anforderung von Unterlagen zu entscheiden hatte.6 Mit dem

EStG  aus  dem  Jahr  19387 wurden  die  Einkommensgrenzen  dann  durch  die

Zwangsläufigkeit als Voraussetzung ersetzt. Jene ist laut § 22 Abs. 2 EStDV 1941 v.

7.12.19418 definiert als Belastung, „der sich der Steuerpflichtige aus rechtlichen, tat-

sächlichen oder sittlichen Gründen nicht entziehen kann“.9 Diese Formulierung hat

heute noch Bestand. Im StNG v. 16.12.195410 wurden wesentliche Änderungen im §

33 EStG vorgenommen. Es wurde der § 33a EStG geschaffen, in welchem fortan

besondere  außergewöhnliche  Belastungen  geregelt  wurden.  Vorgänger  des

§ 33b EStG,  in  welchem der  Behinderten-  und der  Pflegepauschbetrag geregelt

sind, war der § 65 EStDV aus dem Jahr 1971 bzw. der § 26 LStDV aus dem glei-

chen Jahr.11 Bald darauf folgende Änderungen bezogen sich auf die Ermittlung der

zumutbaren Belastung.  Mit EStRG v. 05.08.197412 war die Bemessungsgrundlage

der zumutbaren Belastung - zuvor hieß sie noch „zumutbare Eigenbelastung“ - nicht

2 Vgl. Ges. Slg. 1851, S. 193.
3 Vgl. Kanzler in Herrmann, Heuer, Raupach: § 33 EStG, Rz. 2.
4 RGBl I 1934, 1005; RStBl. 1934, S. 1261
5 RStBl. 1935, S. 377
6 Vgl. Kanzler, § 33 EStG, Rz. 2.
7 erlassen durch das ÄndG v. 01.02.1938, RGBl. I 1938, S. 99
8 RGBl. I 1941, S. 751; RStBl. 1941, S. 913
9 Vgl. Kanzler, § 33 EStG, Rz. 2.
10 BGBl. I 1954, S. 373; BStBl. I 1954, S. 575, wirksam ab 01.01.1955
11 Vgl. Bleschick in Kanzler, Kraft, Bäuml, Marx, Hechtner: § 33b EStG, Rz. 2.
12 BGBl. I 1974, S. 1769; BStBl. I 1974, S. 530, wirksam ab 01.01.1975
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mehr das Einkommen, sondern der Gesamtbetrag der Einkünfte. Die persönlichen

Verhältnisse wurden somit  im weiteren Sinne berücksichtigt,  da auch die Entlas-

tungsbeträge einzubeziehen waren. Das  StSenkG 1986/1988 v.  26.06.198513 be-

sagte, dass als Kinder jene zu berücksichtigten seien, für die der Steuerpflichtige ei-

nen Anspruch auf den Kinderfreibetrag hat. Mit dem JStG 1996 v. 11.10.199514 än-

derte sich der § 33 Abs. 3 Satz 2 EStG; als Kinder gelten fortan solche, für die der

Steuerpflichtige  den  Kinderfreibetrag  oder  Kindergeld  erhält. Die  Vorschrift  des

§ 35a EStG ist verhältnismäßig jung. Sie entstand durch Art. 8 Nr. 7 des Zweiten

Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt v. 23.12.2002.15 Durch das

JStG 2007 v. 13.12.200616 genügt bereits der Anspruch auf Kindergeld zur Berück-

sichtigung eines Kindes im Rahmen der zumutbaren Belastung. Unterhaltsaufwen-

dungen gab es erstmals im StNG v. 16.12.1954.17 

Diese Zusammenfassung der geschichtlichen Entwicklung der außergewöhnlichen

Belastungen  im Steuerrecht  zeigt  die  Entwicklung Deutschlands hin  zum Sozial-

staat. Oft spiegeln sich in den Anpassungen politische Strömungen wider. Die Sum-

me kleiner Änderungen und Präzisierungen schuf die „Pflege-Vorschriften“, wie sie

heute gelten.

2.2  Bedeutung und Ziel der „Pflege-Vorschriften“ im Steuer-
recht

Die eben dargestellten Vorschriften vereinen eine Mehrzahl von Intentionen in sich

und sind nicht allein unter dem sozialen Blickpunkt zu betrachten. Ein großes Ziel ist

es, die unvermeidbaren und festgelegten Kosten der Lebenserhaltung auch steuer-

lich zu berücksichtigen und den mit der Existenz der Steuerbürger verbundenen Be-

darf zu schützen.18 Den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft soll Rechnung getra-

gen werden, indem die Stärkeren die durch Krankheit, Unfälle und Pech Gebeutel-

ten mittragen.19 Soziale Unterschiede sollen ausgeglichen und dem Gerechtigkeits-

prinzip soll entsprochen werden. Doch zu erwähnen ist ebenfalls, dass neben dem

großen gemeinsamen Ziel  der  Vorschriften  diese  auch  noch  weitere  und  unter-

schiedliche Daseinsberechtigungen haben. Der § 33 EStG fungiert dabei als Auf-

fangbecken für  die Aufwendungen,  die  nirgendwo sonst  steuerlich  berücksichtigt

werden, aber deren Härte der Staat dennoch abmildern möchte. Die Pauschbeträge

für Behinderte und Pflegende haben den Zweck, die Steuerpflichtigen aufgrund der

13 BGBl. I 1985, S. 1153; BStBl. I 1985, S. 391
14 BGBl. I 1995, S. 1250, BStBl. I 1995, S. 438
15 BGBl. I 2002, S. 4621
16 BGBl. I 2006, S. 2878, BStBl. I 2007, S. 28
17 BGBl. I 1954, S. 373
18 Vgl. Kanzler: § 33 EStG, Rz. 1.
19 Vgl. Mellinghoff in Kirchhof: § 33 EStG, Rz. 2.
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verringerten Nachweispflichten zu entlasten.20 Die Themen Heimunterbringung und

Pflege sind von sehr persönlicher und sensibler Art und betreffen möglicherweise in-

timste Sphären der Bürger. Die Pauschbeträge helfen sowohl den Bürgern als auch

der Finanzverwaltung, da sie ein Eindringen in jene Bereiche umgehen, ohne den

Steuerpflichtigen dabei zu schaden.21 Der § 35a EStG hat neben sozialen auch wirt-

schaftliche Motive: Schwarzarbeit soll bekämpft werden, indem nur unbare Bezahl-

vorgänge berücksichtigt werden. Legale Arbeitsverhältnisse sollen zudem geschaf-

fen und unterstützt werden.

2.3  Allgemeine außergewöhnliche Belastungen § 33 EStG

2.3.1 Überblick und Geltungsbereich

Es handelt sich beim § 33 EStG um eine Vorschrift zur Ermittlung des Einkommens

und nicht um eine Tarifvorschrift, obwohl sie im Gesetz unter „IV Tarif“ angeordnet

ist.22 Abs. 1 des § 33 EStG definiert die allgemeinen außergewöhnlichen Belastun-

gen. Zudem wird ein gültiger Antrag als Voraussetzung für die Inanspruchnahme

des Abzuges genannt. Der ermittelte Betrag ist, gemindert um eine zumutbare Be-

lastung,  vom Gesamtbetrag der Einkünfte abzuziehen.  Im Abs.  2 der genannten

Vorschrift ist die Zwangsläufigkeit definiert23. Soweit ein Abzug der Aufgaben mög-

lich ist, ist er nachrangig nach der Minderung durch Betriebsausgaben, Werbungs-

kosten bzw. Sonderausgaben vorzunehmen24.  Diätverpflegungen sind vom Abzug

ausgeschlossen.25 Abs. 3 regelt die Ermittlung der Höhe der zumutbaren Belastung

und  gemäß Abs.  4  wird  die  Bundesregierung  ermächtigt,  Einzelheiten  für  einen

Nachweis der Aufwendungen durch Rechtsverordnungen festzulegen. 

§ 33 EStG gilt  nicht für beschränkt  Steuerpflichtige,26 sondern lediglich für unbe-

schränkt Steuerpflichtige im Sinne des § 1 Abs. 1 bis 3 EStG. Der sachliche Gel-

tungsbereich des § 33 EStG umfasst Aufwendungen, die zwangsläufig und außer-

gewöhnlich sind und von denen eine Belastung ausgeht. Bei Durchführung einer Zu-

sammenveranlagung sind Aufwendungen des einen auch als solche des anderen

Ehegatten anzusehen, unabhängig davon, wer die Aufwendungen tatsächlich getra-

gen hat.27

20 Vgl. Bleschick, § 33b EStG, Rz. 1.
21 Vgl. BFH v. 27.05.1998, BFH/NV 1998, S. 1474f.
22 Vgl. Loschelder in Schmidt: § 33 EStG, Rz. 1.
23 Vgl. § 33 Abs. 2 Satz 1 EStG.
24 ebenda, Satz 2
25 ebenda, Satz 3
26 Vgl. § 50 Abs. 1 Satz 3 EStG.
27 Vgl. BFH v. 17.10.1980, BStBl. II 1981.
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2.3.2 Verfassungsmäßigkeit und Vereinbarkeit mit höherran-
gigem Recht

Grundsätzlich wird die Verfassungsmäßigkeit der Vorschrift als Ganze durch Litera-

tur  und  Rechtsprechung  nicht  angezweifelt,  da  sie  dem  Gleichheitsprinzip  des

Art. 3 Abs. 1 GG entspricht.28 Jedoch gibt es einzelne Punkte, deren Verfassungs-

konformität in Frage gestellt wird; das sind unter anderem die Ermittlung der zumut-

baren Belastung – welche jedoch durch das BVerfG als mit der Verfassung verein-

bar beurteilt wurde29 - sowie einzelne Tatbestandsmerkmale der Vorschrift.30 Bei der

Abgrenzung zwischen Krankheits- und Lebenshaltungskosten urteilte das BVerfG

zugunsten des Gesetzgebers und befand die Vorschriften als verfassungskonform.31

Zudem ist die gesetzliche Vorschrift des § 33 EStG mit geltendem Europarecht ver-

einbar.  Insbesondere die unterbleibende Berücksichtigung bei beschränkt Steuer-

pflichtigen ist rechtens, da die persönlichen Verhältnisse eines Steuerpflichtigen in

der Regel durch den Wohnsitzstaat zu berücksichtigen sind.32

2.3.3 Gesetzlicher Tatbestand

2.3.3.1 Aufwendungen

Der Begriff der Aufwendungen setzt voraus, dass bewusst und gewollt Vermögen

verwendet wird; der Aufwand hat in Geld oder Geldeswert zu erfolgen.33 So sind bei-

spielsweise Leistungen, die im Wege des Tausches erbracht werden, ebenfalls zu

berücksichtigen.  Entgangene  Einnahmen gehören nicht  zu  den  Aufwendungen.34

Die Herkunft der Mittel ist ohne Bedeutung.35 Somit sind Zahlungen aus einem Dar-

lehen auch zu berücksichtigen, beispielsweise dann, wenn sich der Steuerpflichtige

Geld leiht, um die eigene Wohnung behindertengerecht umzubauen. 

2.3.3.2 Belastungen

Der Steuerpflichtige muss zudem durch den Aufwand tatsächlich belastet sein; das

bedeutet, dass er die Aufwendungen endgültig selbst trägt.36 In der Literatur findet

man immer wieder den Begriff der Gegenwertlehre. Er besagt, dass eine Belastung

nur dann gegeben ist, wenn die Ausgaben des Steuerpflichtigen nicht zu einer Wer-

terweiterung führen. Beispiele für eine solche Wertsteigerung sind beispielsweise

28 Vgl. Kanzler: § 33 EStG, Rz. 9.
29 Vgl. BFH v. 02.09.2015, BStBl. II 2016, S. 151.
30 Vgl. Kanzler: § 33 EStG, Rz. 9.
31 Vgl. BVerfG v. 05.12.1975, HFR 1976, S. 126.
32 Vgl. Kanzler: § 33 EStG, Rz. 9.
33 Vgl. BFH v. 19.06.2006, BFH/NV 2006, S. 2057f.
34 Vgl. BFH v. 04.11.2009, BFH/NV 2010, S. 852f.
35 Vgl. BFH v. 06.05.1994, BStBl II 1995, S. 104.
36 Vgl. BFH v. 14.04.2011, BStBl. II 2011, S. 701.
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höheres soziales Ansehen durch ein erfolgreich abgeschlossenes Studium37 oder

das Einbauen von Schallschutzfenstern in eine Mietwohnung.38 Eine Werterhöhung

würde die Ausgaben vom Abzug ausschließen. Jedoch gibt es auch von dieser Re-

gel Ausnahmen. Wenn ein Ereignis beispielsweise unabwendbar ist39 oder wenn die

Aufwendungen der Besorgung von medizinischen Hilfsmitteln dienen,  die nur für

den Kranken brauchbar sind, dann ist eine steuerliche Berücksichtigung dennoch

möglich.40

2.3.3.3 Ersatz der Aufwendungen

Ein zugeflossener Ersatz mindert die Aufwendungen des Steuerpflichtigen, sofern

beide Beträge auf dem gleichen Ereignis beruhen.41 Gemeint sind solche Zahlun-

gen, die dem Ausgleich der aufgewendeten außergewöhnlichen Belastungen die-

nen.42 So sind beispielsweise Leistungen der Beihilfe durch Krankenkasse oder Ar-

beitgeber auf Krankheitskosten43, Zahlungen aus der Hausratversicherung auf die

Kosten der Wiederbeschaffung von Kleidung oder Hausrat44 und Leistungen einer

Kapitallebensversicherung auf Bestattungskosten, soweit diese als außergewöhnli-

che Belastungen abziehbar sind45, anzurechnen. Irrelevant ist es dabei, ob die Er-

stattung steuerpflichtig oder steuerfrei ist.46 Wenn der Steuerpflichtige auf eine mög-

liche  Erstattung  verzichtet,  könnte  der  Abzug  an  dem  Tatbestandsmerkmal  der

Zwangsläufigkeit scheitern.47

Was ist jedoch, wenn die Ersatzleistungen dem Steuerpflichtigen erst in späteren

Veranlagungszeiträumen  zufließen?  Die  zutreffende  herrschende  Meinung

sagt,  dass  eine  steuererhöhende  Berücksichtigung  nicht  bei  Zufluss  nach

§ 11 Abs. 2 EStG erfolgen darf, denn das Belastungsprinzip hat Vorrang vor dem

Abflussprinzip.48 Fest steht, dass die Berücksichtigung der Erstattung nicht unter-

bleiben darf. Dabei sind die Änderungsvorschriften der AO zu beachten. Kam es im

Zeitpunkt der Veranlagung bereits zur Erstattung, ist sie bei der Durchführung der

Festsetzung zu berücksichtigen. Wenn der Bearbeiter weiß, dass eine Erstattung er-

folgen  wird,  kann  er  die  Steuer  unter  Vorbehalt  der  Nachprüfung  im Sinne  des

§  164  AO oder  vorläufig  im  Sinne  des  §  165  AO festsetzen.  Ist  der  Bescheid

37 Vgl. BFH v. 06.03.1964, BStBl. III 1964, S. 330.
38 Vgl. BFH v. 23.01.1976, BStBl. II 1976, S. 194.
39 Vgl. BFH v. 24.02.2011, BStBl. II 2011, S. 1012.
40 Vgl. BFH v. 09.08.1991, BStBl. II 1991, S. 920.
41 Vgl. Bleschick, § 33 EStG, Rz. 30.
42 Vgl. BFH v. 14.04.2011, BStBl. II 2011, S. 701.
43 Vgl. BFH v. 15.09.1961, BStBl. III 1961, S. 516.
44 Vgl. BFH v. 30.06.1999, BStBl. II 1999, S. 766.
45 Vgl. BFH v. 22.02.1996, BStBl. II 1996, S. 413.
46 Vgl. Kanzler: § 33 EStG, Rz. 42.
47 Vgl. BFH v. 20.09.1991, BStBl. II 1992, S. 137.
48 Vgl. BFH v. 30.06.1999, BStBl. II 1999, S. 766.
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bestandskräftig, hat eine Änderung aufgrund eines rückwirkenden Ereignisses ge-

mäß § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO zu erfolgen; dies gilt auch dann, wenn der Erstat-

tungsbetrag bei der Erstveranlagung nicht korrekt geschätzt wurde.49 

2.3.3.4 Außergewöhnlichkeit

Wenn  einem  Steuerpflichtigen  „größere  Aufwendungen  als  der  überwiegenden

Mehrzahl der Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverhältnisse, gleicher Vermö-

gensverhältnisse und gleichen Familienstandes“ erwachsen, dann liegt gemäß dem

Wortlaut des § 33 Abs. 1 EStG das Tatbestandsmerkmal der Außergewöhnlichkeit

vor. Kosten der Lebensführung sind folglich vom Abzug ausgeschlossen.50 Die herr-

schende Meinung sagt, dass sowohl das Ereignis, das die Aufwendungen erst erfor-

derlich macht,  als auch die Aufwendungen an sich außergewöhnlich zu sein ha-

ben.51 Ereignis und Aufwendungen müssen sich dabei außerhalb der vorgegebenen

Vergleichsgruppe befinden.52 Der Vergleich ist dabei innerhalb eines Veranlagungs-

zeitraumes durchzuführen.53 Jedoch wird sich im Folgenden noch zeigen, dass die-

se Aussagen bei Krankheitskosten nur bedingt gelten.

2.3.3.5 Zwangsläufigkeit

Das Tatbestandsmerkmal der Zwangsläufigkeit  ist  geregelt  in § 33 Abs. 2 EStG.

Aufwendungen müssen dem Grunde und der Höhe nach zwangsläufig sein. Dem

Grunde nach zwangsläufig ist eine Aufwendung demzufolge dann, wenn der Steuer-

pflichtige keine Möglichkeit hat, sie zu umgehen und wenn die Gründe dafür rechtli-

cher, sittlicher oder tatsächlicher Art sind. Dies ist jedenfalls nicht gegeben, wenn

die  Lage,  in  der  sich  der  Steuerpflichtige  befindet,  selbst  verschuldet  ist.54 Als

Schuld genügt, wenn er einer allgemein üblichen Sorgfaltspflicht nicht nachgekom-

men ist,  beispielsweise indem er es unterlassen hat,  eine allgemein zugängliche

Versicherung zu nutzen.55 Ein leicht fahrlässiges Verhalten kann bereits genügen,

um die Zwangsläufigkeit zu versagen.56 Lediglich bei Krankheitskosten kann ein Ab-

zug trotz der eigenen Schuld des Steuerpflichtigen erfolgen, denn die Prüfung des

Verschuldens wäre ein nicht zumutbarer Eingriff  in die Privatsphäre des Erkrank-

ten.57 Rechtliche Gründe bedeuten, dass der Steuerbürger aufgrund Gesetz, Ver-

49 Vgl. FG Köln v. 17.03.1988, EFG 1988, S. 422.
50 Vgl. BFH v. 12.07.2017, BStBl. II 2017, S. 979.
51 Vgl. u.a. Arndt in Kirchhof, Söhn, Mellinghoff, § 33 EStG, Rz. B 42; a. A. Kanzler, § 33 EStG, 

Rz. 50.
52 Vgl. BFH v. 29.03.2012, BStBl. II 2012, S. 574.
53 Vgl. Kanzler: § 33 EStG, Rz. 52.
54 Vgl. BFH v. 04.08.2016, BStBl. II 2017, S. 276.
55 Vgl. BFH v. 26.06.2003, BStBl. II 2004, S. 47.
56 Vgl. Schmieszek in Bordewin, Brandt: EStG, § 33 EStG, Rn. 63; str., a. A. Mellinghoff, 

§ 33 EStG, Rz. 30.
57 Vgl. BFH v. 17.07.1981, BStBl. II 1981, S. 711ff.
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waltungsakt oder Vertrag gebunden ist.58 Eine Zwangsläufigkeit aus sittlichen Grün-

den ist nur dann gegeben, wenn der gesellschaftliche Druck so groß ist, dass die mit

der Aufwendung verbundene Tat als selbstverständlich angesehen wird und dass

das Nichterbringen dieser Tat moralisch verwerflich ist und zu Sanktionen gesell-

schaftlicher  Art  führt.59 Diese Voraussetzung findet  hauptsächlich  Anwendung im

Abzug der Unterhaltsaufwendungen.60 Ansprüche und Zwänge im Inland unterschei-

den  sich  erfahrungsgemäß  von  denen  im  Ausland;  dabei  ist  zur  Prüfung  der

Zwangsläufigkeit der Maßstab anzuwenden, der für den Steuerpflichtigen tatsäch-

lich gilt, unabhängig davon, welcher Kultur der Zwang entspringt.61 Mit tatsächlichen

Gründen sind Ereignisse oder Zustände gemeint, aus denen sich für den Steuer-

pflichtigen zwangsläufige Folgen ergeben, beispielsweise Naturgewalten wie Hoch-

wasser und Brände, aber auch gesundheitliche Beeinträchtigungen, Geburten oder

Sterbefälle.62 

Der Höhe nach zwangsläufig ist ein Aufwand dann, wenn er notwendig ist und in an-

gemessener Höhe erfolgt.63 Die Beurteilung hat objektiv zu erfolgen,64 so ist  bei-

spielsweise die kürzeste, tatsächlich zumutbare Entfernung bei krankheitsbedingten

Fahrten zu berücksichtigen.65 An nachfolgender  Stelle  werden zu diesem Thema

weitere Ausführungen folgen.  Bei  Krankheitskosten ist  auch die Angemessenheit

der Höhe nicht zu prüfen.66

2.3.3.6 Antrag

Bezüglich des vorausgesetzten Antrages gibt es keine Vorgaben hinsichtlich Frist

oder Form. Wenn der Antrag im Zeitpunkt der Veranlagung fehlt, kann eine Festset-

zung nur nach den Änderungsvorschriften der AO geändert werden. Beispielsweise

ergibt sich bei einem Einspruch die Änderung nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buch-

stabe  a  AO oder  bei  einer  Festsetzung  unter  Vorbehalt  der  Nachprüfung  nach

§ 164 Abs. 2 AO. Eine Änderung nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO ergibt sich nicht, wenn

das Unterlassen des Antrages durch den Steuerpflichtigen grob schuldhaft erfolgte.

58 Vgl. Loschelder, § 33 EStG, Rz. 34.
59 Vgl. BFH v. 27.10.1989, BStBl. II 1990, S. 294.
60 Vgl. Bleschick, § 33 EStG, Rz. 65.
61 Vgl. BFH v. 17.01.1984, BStBl. II 1984, S. 527.
62 Vgl. Mellinghoff, § 33 EStG, Rz. 35.
63 Vgl. BFH v. 05.03.2009, BFH/NV 2009, S. 1111ff.
64 Vgl. Kanzler: § 33 EStG, Rz. 196.
65 Vgl. BFH v. 06.04.1990, BStBl. II 1990, S. 958.
66 Vgl. BFH v. 26.06.2014, BStBl. II 2015, S. 9.
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2.3.3.7 Der Nachweis der Krankheitskosten gemäß § 64 
EStDV

2.3.3.7.1 Hintergrund

Die gesetzliche Ermächtigung der Bundesregierung für diese Vorschrift ergibt sich

aus § 33 Abs. 4 EStG. Sie ist verfassungsgemäß und entspricht den Bestimmungen

des Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG, wonach „Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Er-

mächtigung im Gesetze bestimmt“ sein müssen.

2.3.3.7.2 Krankheitskosten

Sofern medizinische Gründe vorliegen, gelten Krankheitskosten dem Grunde nach

als  zwangsläufig;  die  Prüfung  der  Zwangsläufigkeit  erübrigt  sich  im  Einzelfall.67

Selbst wenn Krankheitskosten nicht objektiv zur Heilung oder Linderung der Krank-

heit beitragen, können sie zwangsläufig entstehen, nämlich dann, wenn eine Erkran-

kung so weit fortgeschritten ist, dass die Lebenserwartung des Patienten nur noch

gering ist und kurative Behandlungen nicht mehr anschlagen; die behandelnde Per-

son muss jedoch zur heilkundlichen Tätigkeit  zugelassen sein.68 Präventive Maß-

nahmen, beispielsweise Aufwendungen für den Besuch eines Fitnessstudios, Bei-

träge für einen Sportverein oder Kosten für gesunde Ernährung sind jedoch keine

außergewöhnlichen Belastungen,69 ebenso gesundheitserhaltende Ausgaben oder

mit  einer  Krankheit  zusammenhängende  Folgekosten70,  z.B.  Ausgaben  für  einen

Umzug71 oder neue Kleidung72. Auch Ausgaben für die Förderung eines Hochbegab-

ten sind ohne eine Erkrankung grundsätzlich weder Krankheitskosten noch außer-

gewöhnliche Belastungen.73

2.3.3.7.3 § 64 Abs. 1 EStDV

Der sachliche Anwendungsbereich des § 64 Abs. 1 EStDV erfasst nur Krankheits-

kosten.74 Es ist somit eine enge Auslegung erforderlich; in anderen Fällen als denen

der Vorschrift sind durch den Steuerpflichtigen allgemeine Nachweise für die medizi-

nische Notwendigkeit zu erbringen.75 Eine bindende Wirkung ist dem amtsärztlichen

Gutachten  nicht  zuzugestehen.76 Das  bedeutet,  begründete  Zweifel  des  Steuer-

67 Vgl. BFH v. 02.09.2010, BStBl. II 2011, S. 119.
68 ebenda
69 Vgl. BFH v. 17.07.1992, BFH/NV 1993, S. 19.
70 Vgl. BFH v. 03.12.1998, BStBl. II 1999, S. 227.
71 Vgl. FG München v. 25.06.1990, EFG 1991, S. 25.
72 Vgl. BFH v. 29.01.1986, BFH/NV 1986, S. 285.
73 Vgl. BFH v. 19.11.2015, BFH/NV 2016, S. 393ff.
74 Vgl. Bleschick, § 33 EStG, Rz. 120.
75 Vgl. BFH v. 06.02.2014, BStBl. II 2014, S. 458.
76 Vgl. Mellinghoff, § 33 EStG, Rz. 53.
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pflichtigen können dazu führen, dass zusätzlich noch ein Sachverständigengutach-

ten zur Entscheidungsfindung des Finanzgerichtes beizulegen ist.77 

Für Arzneimittel und andere Heil- und Hilfsmittel ist gemäß § 64 Abs. 1 Nr. 1 EStDV

die Verordnung eines Arztes oder Heilpraktikers im Sinne der §§ 2, 23 und 31 bis 33

SGB V einzubringen.78 Bei länger anhaltenden oder chronischen Krankheiten – was

bei Pflegebedürftigen in der Regel der Fall ist - genügt es grundsätzlich, einmalig

eine Verordnung vorzulegen,79 beispielsweise bei Physiotherapie.80 Bei Sehschwä-

che genügt nach einmaligem Nachweis der Notwendigkeit einer Sehhilfe durch ei-

nen Augenarzt in den folgenden Jahren die Bestimmung der Sehschärfe durch den

Augenoptiker.81 Die geforderten Nachweise sind zwingend zu erbringen, bevor eine

Maßnahme begonnen oder ein Hilfsmittel angeschafft wird.82

Für die im Folgenden genannten Maßnahmen sind die vorstehend bereits erwähn-

ten Nachweise, das Gutachten eines Amtsarztes oder eine ärztliche Bescheinigung

eines Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung gemäß § 275 SGB V zu er-

bringen.83 Eine solche Maßnahme ist die Bade- oder Heilkur; bei einer Vorsorgekur

ist der Nachweis zudem inklusive Angabe der Krankheit, die abgewendet werden

soll,  bei  einer  Klimakur  inklusive  Kurort  und voraussichtlicher  Kurdauer  einzurei-

chen.84 Sofern die Notwendigkeit der Kur im Rahmen der Zuschuss- oder Beihilfen-

bewilligung  anerkannt  wurde,  ist  als  Nachweis  die  Bescheinigung  des Versiche-

rungsinstitutes bzw. der Beihilfebescheid ausreichend.85 In diesem Fall ist allerdings

zu beachten, dass die entsprechende Erstattung die Höhe der abziehbaren Aufwen-

dungen  mindert.  Auch eine psychotherapeutische  Behandlung  erfordert  den o.g.

Nachweis.86 Gleiches gilt für die medizinisch notwendige auswärtige Unterbringung

eines Kindes,87 die notwendige Betreuung eines Steuerpflichtigen durch eine Be-

gleitperson – sofern sie nicht unter § 65 Abs. 1 Nr. 1 EStDV fällt88 - und bestimmte

medizinische Hilfsmittel im Sinne des § 33 Abs. 1 SGB V.89 Damit sind solche Ge-

genstände gemeint, die dem Auftreten und Zurechtfinden im persönlichen Umfeld

und der Befriedigung der alltäglichen Grundbedürfnisse im täglichen Leben dienen;

77 Vgl. BFH v. 18.06.2015, BStBl. II 2015, S. 803.
78 Vgl. Bleschick, § 33 EStG, Rz. 122.
79 Vgl. R. 33.4 Abs. 1 Satz 3 EStR.
80 Vgl. BFH v. 26.02.2014, BStBl. II 2014, S. 824.
81 Vgl. R. 33.4 Abs. 1 Satz 4 EStR.
82 Vgl. BFH v. 15.01.2015, BStBl. II 2015, S. 586.
83 Vgl. § 64 Abs. 1 Nr. 2 1. Halbsatz EStDV.
84 ebenda, Buchstabe a
85 Vgl. R. 33.4 Abs. 1 Satz 7 EStR.
86 Vgl. § 64 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b EStDV.
87 ebenda, Buchstabe c
88 ebenda, Buchstabe d
89 ebenda, Buchstabe e
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ein Treppenlift gehört nicht dazu.90 Auch Sanierungskosten von Gebäuden sind trotz

eines möglichen Gesundheitsrisikos nicht von dieser Vorschrift erfasst.91 Die letzte

zu berücksichtigende Maßnahme ist die wissenschaftlich nicht anerkannte Behand-

lungsmethode.92 Zur wissenschaftlichen Anerkennung einer Behandlung müssen im

Grunde folgende Voraussetzungen erfüllt sein:93 Allgemeine medizinische Erkennt-

nisse müssen sich in Qualität und Wirksamkeit widerspiegeln. Das bedeutet, wenn

die grundlegendsten medizinischen Prinzipien außer Acht gelassen werden, gilt die

Behandlung als nicht anerkannt. Die Aussagen über die Behandlung müssen sich

wissenschaftlich nachprüfen lassen und die Studien wissenschaftlich korrekt sein.

Außerdem müssen sich Fachleute mit entscheidender Mehrheit für eine Behand-

lungsmethode aussprechen und sich einig sein über die Zweckmäßigkeit einer The-

rapie. Zudem soll die Therapie ein in den allermeisten Fällen erfolgreiches Ergebnis

vorweisen können. Die Anwendung der sogenannten „Schulmedizin“ soll gesetzlich

unterstützt  werden.  Daneben  sollen  jedoch  auch  alternative  Heilmethoden  aner-

kannt werden, ohne jedoch unseriöse Behandlungen steuerlich mitzutragen. Die Un-

terscheidung ist nicht immer eindeutig und klar. Die Würdigung des Einzelfalles ist

durch die Finanzgerichte vorzunehmen,94 und zwar mit Hilfe von Fachgutachten und

Gutachten aus anderen gerichtlichen Verfahren; für die Anerkennung einer Behand-

lungsmethode maßgeblicher Zeitpunkt ist  jener der Behandlung.95 Sozialrechtlich-

wissenschaftlich  anerkannte Behandlungen sind auch im Steuerrecht  anzuerken-

nen, beispielsweise Homöopathie.96 Die Bewertung einer Krankenkasse als „unkon-

ventionelle Behandlungsmethode“ genügt nicht zur Verneinung der wissenschaftli-

chen Anerkennung.97

2.3.3.7.4 § 64 Abs. 2 EStDV

Die vom Steuerpflichtigen geforderten Gesundheitszeugnisse, Bescheinigungen und

Gutachten sind gemäß § 64 Abs. 2 EStDV durch die zuständigen Gesundheitsbe-

hörden auszustellen. Die Kosten des Steuerpflichtigen dafür sind ebenfalls außerge-

wöhnliche Belastungen.98

90 Vgl. BFH v. 06.02.2014, BStBl. II 2014, S. 458.
91 Vgl. BFH v. 29.03.2012, BStBl. II 2012, S. 574.
92 Vgl. § 64 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe f EStDV.
93 Vgl. Bleschick, § 33 EStG, Rz. 122.
94 Vgl. BFH v. 26.06.2014, BStBl. II 2015, S. 9.
95 Vgl. BFH v. 18.06.2015, BStBl. II 2015, S. 803.
96 Vgl. BFH v. 26.02.2014, BStBl. II 2014, S. 824.
97 Vgl. BFH v. 26.06.2014, BStBl. II 2015, S. 9.
98 Vgl. Kanzler, § 33 EStG, Rz. 233.
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2.3.4  Die zumutbare Belastung 

Die Ermittlung der zumutbaren Belastung ist geregelt in § 33 Abs. 3 EStG. Bemes-

sungsgrundlage ist  der Gesamtbetrag der Einkünfte. Steuerfreie Einnahmen aller

Art bleiben somit unberücksichtigt. Gleiches gilt jedoch auch für Aufwendungen, die

vom Gesamtbetrag der Einkünfte abzuziehen sind, beispielsweise Sonderausgaben.

Die zweite und dritte Bemessungsgrundlage für die zumutbare Belastung sind der

Familienstand und die Anzahl der Kinder. Die Höhe ist stufenweise zu ermitteln.99

2.3.5  Verhältnis zu anderen Vorschriften

Gemäß § 33 Abs. 2 Satz 2 EStG sind die außergewöhnlichen Belastungen nachran-

gig  nach  Betriebsausgaben,  Werbungskosten  und  Sonderausgaben  abzuziehen.

Genesungskosten aller Art können Betriebsausgaben oder Werbungskosten sein,

wenn eine typische Berufskrankheit vorliegt oder eine enge Verbindung zwischen

der  Krankheit  und  der  beruflichen  oder  betrieblichen  Tätigkeit  besteht.100 In  den

meisten Fällen ist diese Berücksichtigung für den Steuerpflichtigen günstiger, da die

zumutbare Belastung nicht zur Geltung kommt.101

Werden Unterhaltsaufwendungen  als  Sonderausgaben nach § 10 Abs.  1a Nr.  1

EStG abgezogen, dann wird der den Höchstbetrag von 13.805 Euro übersteigende

Betrag nicht als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt.102

2.3.6 Einzelfälle

2.3.6.1  Diätverpflegung

Gemäß § 33 Abs. 2 Satz 3 EStG sind Aufwendungen für Diätverpflegung nicht als

außergewöhnliche Belastungen zu berücksichtigen. Bei typischen Berufserkrankun-

gen können sie jedoch Betriebsausgaben oder  Werbungskosten sein.103 Das Ab-

zugsverbot ist auch dann verfassungskonform, wenn durch die Diätverpflegung eine

Behandlung mit Medikamenten ersetzt wird, z.B. bei einer Sonderdiät aufgrund ei-

ner Glutenunverträglichkeit.104 Das grundsätzliche Abzugsverbot gilt nicht für Arznei-

mittel.105

99 Vgl. BFH v. 19.01.2017, BStBl. II 2017, S. 684.
100 Vgl. BFH v. 09.11.2015, BFH/NV 2016, S. 194ff.
101 Vgl. Bleschick, § 33 EStG, Rz. 81.
102 Vgl. BFH v. 07.11.2000, BStBl. II 2001, S. 338.
103 Vgl. Arndt, § 33 EStG, Rz. C 39.
104 Vgl. BFH v. 21.06.2007, BStBl. II 2007, S. 880.
105 Vgl. BFH v. 14.04.2015, BStBl. II 2015, S. 703.
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2.3.6.2  Kuraufenthalt

Auf  die  grundsätzliche  steuerliche  Berücksichtigung eines  Kuraufenthaltes  wurde

bereits unter der Tz. 2.3.3.7.3. eingegangen, sodass daraus bereits geschlussfolgert

werden kann, dass die Aufwendungen unter bestimmten Voraussetzungen abzieh-

bar sind. Dem Grunde nach abziehbar sind Kosten für eine Kurbehandlung, wenn

der o.g. Nachweis erbracht wird.106 Für eine Berücksichtigung der Höhe nach gelten

folgende Regelungen: Wird eine Kur im Ausland durchgeführt, so werden die Kos-

ten nur in jener Höhe anerkannt, welche einer dem Zweck der Heilung entsprechen-

den inländischen Kuranstalt  entspricht.107 Verpflegungsmehraufwendungen sind in

Höhe der tatsächlichen Kosten abzüglich einer Haushaltsersparnis abzugsfähig.108

Für Fahrten zur Kureinrichtung sind grundsätzlich die Kosten des ÖPNV anzuerken-

nen.109 Kosten für ein privates Kfz sind nur ausnahmsweise bei besonderen persön-

lichen Erfordernissen abziehbar,110 beispielsweise, weil die Behinderung eine Benut-

zung der öffentlichen Verkehrsmittel nicht zumutbar macht. Insbesondere körperli-

che Beeinträchtigungen können das Reisen mit Bus oder Bahn zutiefst erschweren.

Kosten für Besuchsfahrten zu Kurgästen sind keine außergewöhnlichen Belastun-

gen.111 Für die steuerliche Berücksichtigung von Kinderkuren gelten die vorstehen-

den Voraussetzungen.112

2.4  Unterhaltsaufwendungen § 33a Abs. 1 EStG

2.4.1 Überblick und Geltungsbereich

§ 33a Abs. 1 EStG regelt die Steuerermäßigung für Unterhaltsleistungen. Gemäß

Abs. 3 ist ggf. eine zeitanteilige Kürzung vorzunehmen. Abs. 4 besagt, dass Auf-

wendungen des Abs. 1 vorrangig vor denen des § 33 EStG abzuziehen sind.113

Der persönliche Geltungsbereich umfasst  unbeschränkt steuerpflichtige Personen

im Sinne des § 1 Abs. 1 EStG sowie fiktiv unbeschränkt Steuerpflichtige im Sinne

des  §  1  Abs.  3  EStG,114 nicht  jedoch  beschränkt  Steuerpflichtige  im  Sinne  des

§ 1 Abs. 2 EStG.115 Vom sachlichen Geltungsbereich der Vorschrift erfasst sind Auf-

wendungen für den Unterhalt einer unterhaltsberechtigten Person. 

106 Vgl. Bleschick, § 33 EStG, Rz. 150.
107 Vgl. R. 33.4 Abs. 3 Satz 1 EStR.
108 Vgl. R. 33.4 Abs. 3 Satz 2 EStR. Hinsichtlich weiterer Ausführungen zum Thema Haushaltser-

sparnis wird auf Tz. 5.5.2. verwiesen.
109 Vgl. BFH v. 12.06.1991, BStBl. II 1991, S. 763.
110 Vgl. BFH v. 30.06.1967, BStBl. III 1967, S. 655.
111 Vgl. BFH v. 16.05.1975, BStBl. II 1975, S. 536.
112 Auf Tz. 6.6. wird verwiesen.
113 Auf Tz. 3.2. wird verwiesen.
114 Vgl. Bleschick, § 33a, Rz. 5.
115 Vgl. § 50 Abs. 1 Satz 3 EStG.
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2.4.2 Verfassungsmäßigkeit und Vereinbarkeit mit höherran-
gigem Recht

§ 33a Abs. 1 EStG ist verfassungsgemäß, da zwangsläufige Unterhaltsaufwendun-

gen realitätskonform mindestens in der Höhe des Existenzminimums berücksichtigt

werden.116 Die Nichtberücksichtigung von Unterhaltszahlungen an ein Kind, für das

Anspruch auf einen Kinderfreibetrag oder Kindergeld besteht, ist ebenfalls verfas-

sungskonform, da entsprechende Zahlungen bereits durch das Kindergeld bzw. den

Kinderfreibetrag berücksichtigt werden.117 Die Vorschrift ist europarechtskonform, da

die  persönlichen  Verhältnisse grundsätzlich  durch den Ansässigkeitsstaat  zu be-

rücksichtigen sind.

2.4.3 Gesetzlicher Tatbestand

2.4.3.1 Aufwendungen

Für die Definition der Aufwendungen gilt  das unter Tz. 2.3.3.1. Genannte analog;

weiteres  Tatbestandsmerkmal  ist  eine  Belastung  des  Steuerpflichtigen.118 Unter-

haltsaufwendungen, die nicht in Geld bestehen, werden nach § 15 Abs. 2 BewG mit

den „üblichen Mittelpreisen des Verbrauchsortes“ bewertet.

2.4.3.2 Für den Unterhalt

Begünstigte Aufwendungen sind nur typische und übliche Aufwendungen für den

Unterhalt.119 Das bedeutet nicht, dass lediglich die Grundbedürfnisse erfasst sind.

Auch Aufwendungen, die einen höheren Anspruch befriedigen, sind als typische Un-

terhaltsleistungen  anzuerkennen.120 Die  Unterscheidung  typischer  und  atypischer

Unterhaltsaufwendungen hat nach nach Zweck und Anlass zu erfolgen.121 Typische

Leistungen sind beispielsweise solche für Verpflegung, Bekleidung, Wohnung oder

für Gegenstände des täglichen Bedarfs122, aber auch Aufwendungen für die unent-

geltliche Überlassung von Wohnraum,123 Beiträge zu unentbehrlichen Versicherun-

gen,124 für Bildungseinrichtung oder Kindertagesstätte125 oder Gebühren für ein Stu-

dium126. Der steuerliche Begriff  der Unterhaltsleistungen ist somit enger zu sehen

als der privatrechtliche Unterhaltsbegriff, welcher den gesamten Lebensbedarf und

116 Vgl. BVerfG v. 13.12.1996, Information StW 1997, S. 191f.
117 Vgl. BFH v. 17.09.2015, BFH/NV 2016, S. 545ff.
118 Vgl. Loschelder, § 33a EStG, Rz. 8.
119 Vgl. Bleschick, § 33a EStG, Rz. 22.
120 Vgl. BFH v. 17.12.1990, BFH/NV 1991, S. 308.
121 Vgl. BFH v. 19.06.2008, BStBl. II 2009, S. 365.
122 ebenda
123 Vgl. BFH v. 18.10.2006, BFH/NV 2007, S. 1283f.
124 Vgl. BMF, Schreiben v. 02.12.2002, BStBl. I 2002, S. 1389.
125 Vgl. BFH v. 27.09.2007, BFH/NV 2008, S. 539ff.
126 Vgl. BFH v. 17.12.2009, BStBl. II 2010, S. 341.
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damit unter anderem auch Kosten zur Behandlung von Krankheiten umfasst.127 Da

typische Unterhaltsaufwendungen die laufenden Bedürfnisse in einem Jahr befriedi-

gen müssen, sind Unterhaltsaufwendungen der herrschenden Meinung nach zu ur-

teilen nicht rückwirkend oder nachträglich zu gewähren.128 Aus Vereinfachungsgrün-

den  hat  die  Finanzverwaltung  jedoch  festgelegt,  dass  quartalsweise  Zahlungen

auch in den entsprechenden Vormonaten anzuerkennen sind.129 Unbedeutend ist,

ob Unterhaltsleistungen einmalig  oder regelmäßig gezahlt  wurden und ob sie für

laufenden oder künftigen Bedarf geleistet wurden.130 Auch gelegentliche Zahlungen

sind grundsätzlich anzuerkennen.131 Untypische Unterhaltsaufwendungen sind bei-

spielsweise die Übernahme von Krankheitskosten für einen Dritten. Diese sind als

außergewöhnliche Belastungen nach § 33 EStG zu berücksichtigen.132

2.4.3.3 Gesetzliche Unterhaltsberechtigung

Die Antwort auf die Frage, wer im steuerlichen Sinne ein Recht auf Unterhalt hat,

findet sich im deutschen Zivilrecht.133 Demnach gelten folgende vier Voraussetzun-

gen: 

Zum Ersten muss eine Unterhaltsverpflichtung nach dem BGB oder LPartG beste-

hen. Dazu gehören zum einen Verwandte in gerader Linie, also beispielsweise El-

tern, Großeltern, Kinder oder Enkel,134 und zum Anderen der Ehepartner135 und zwar

auch dann, wenn die Eheleute dauernd getrennt leben.136 Verwandte in der Seitenli-

nie, beispielsweise Geschwister,137 sind nicht zu berücksichtigen. Somit soll nur der

engste Kreis begünstigt werden und nur diejenigen, denen gegenüber eine sittliche

Verpflichtung besteht.

Die zweite Voraussetzung ist eine konkrete Bedürftigkeit.138 Der Unterhaltene darf

sich nicht in der Lage befinden, selbst für seinen Unterhalt sorgen zu können.139 Da-

bei gilt der Grundsatz der Erwerbsobliegenheit. Das bedeutet, wenn der Unterhalte-

ne die Möglichkeit nicht nutzt, aufgrund des Alters und der Eignung eigene Einkünf-

te zu erzielen, ist er nicht unterstützungsbedürftig.140 Lediglich besondere Umstände

127 Vgl. BFH v. 19.06.2008, BStBl. II 2009, S. 365.
128 Vgl. BFH v. 11.11.2010, BStBl. II 2011, S. 966.
129 Vgl. BMF, Schreiben v. 07.06.2010, BStBl. I 2010, S. 582. 
130 Vgl. BFH v. 19.06.2008, BStBl. II 2009, S. 365.
131 Vgl. BFH v. 10.07.1981, BStBl. II 1982, S. 21f.
132 Vgl. BFH v. 18.06.1997, BFH/NV 1997, S. 755ff.
133 Vgl. BFH v. 27.07.2011, BStBl. II 2011, S. 965.
134 Vgl. §§ 1601 i.V.m. 1589 Abs. 1 BGB.
135 Vgl. §§ 1360ff BGB.
136 Vgl. BFH v. 27.07.2011, BStBl. II 2011, S. 965.
137 Vgl. BFH v. 31.03.2008, BFH/NV 2008, S. 1320.
138 Vgl. R. 33a.1 Abs. 1 Satz 3 EStR.
139 Vgl. § 1602 BGB.
140 Vgl. BFH v. 27.07.2011, BFH/NV 2012, S. 170ff.
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wie beispielsweise Krankheit, Behinderung oder unabwendbare Arbeitslosigkeit kön-

nen dazu führen, dass bei einer erwachsenen Person tatsächlich eine konkrete Un-

terhaltsbedürftigkeit vorliegt.141 Wenn jemand nicht erwerbstätig ist, weil er für mögli-

che Pflegeleistungen im Kreis der Angehörigen durchgängig zur Verfügung steht,

dann genügt dies nicht, eine mögliche Erwerbsobliegenheit  zu verneinen.142 Auch

eine überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit im regionalen Umfeld des Unterhaltenen

genügt nicht als pauschale Ablehnung einer Erwerbsobliegenheit;  die Person hat

sich zumindest um eine Gelegenheitsarbeit zu bemühen.143 Wenn wiederum die un-

terhaltene Person sich redlich um einen Arbeitsplatz bemüht und das Ringen sich

als erfolglos herausstellt,  dann ist sie dadurch als bedürftig anzuerkennen.144 Der

Steuerpflichtige hat einen Nachweis zu erbringen, dass sich die unterhaltene Person

um eine Erwerbstätigkeit bemüht hat; andernfalls sind fiktive Einkünfte im Wege der

Schätzung zu berücksichtigen.145 Lebt die unterstützte Person im selben Haushalt

wie  der  Leistende,  sind ihm grundsätzlich  Unterhaltsaufwendungen  in  Höhe  des

Höchstbetrages anzuerkennen.146

Die dritte Voraussetzung ist die eigene Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen.147

Sofern er selbst aufgrund zu niedriger Einkünfte nicht in der Lage ist, noch eine wei-

tere Person zu unterstützen, sind die Aufwendungen nicht anzuerkennen. Die Leis-

tungen müssen in einem angemessenen Verhältnis zum Nettoeinkommen des Un-

terstützenden stehen und er muss auch nach Abzug der Aufwendungen noch Mittel

zum Bestreiten seines eigenen Lebensunterhalts zur Verfügung haben.148 Diese so-

genannte Opfergrenze ist jedoch nicht anzuwenden bei Unterhaltsleistungen an den

– ggf. geschiedenen – Ehegatten oder den in derselben Haushaltsgemeinschaft le-

benden nichtehelichen Partner, sofern ihm mit Begründung der Unterhaltsleistungen

öffentliche Unterstützung verweigert wird.149 

Die Opfergrenze ermittelt sich, indem das verfügbare Nettoeinkommen mit einem im

folgenden Text näher erläuterten Prozentsatz multipliziert wird.150

Hinsichtlich der Ermittlung des Nettoeinkommens gelten einige Besonderheiten. Es

umfasst steuerpflichtige, steuerfreie und nicht steuerbare Einnahmen, beispielswei-

se Steuererstattungen. Mindernd wirken sich hingegen Steuervorauszahlungen, die

141 Vgl. BFH v. 15.04.2015, BStBl. II 2016, S. 148.
142 ebenda
143 Vgl. BFH v. 27.07.2011, BFH/NV 2012, S. 170ff.
144 Vgl. BFH v. 15.04.2015, BStBl. II 2016, S. 148.
145 ebenda
146 Vgl. R. 33a Abs. 1 Satz 5 EStR.
147 Vgl. § 1603 BGB.
148 Vgl. BFH v. 06.02.2014, BStBl. II 2014, S. 619.
149 Vgl. BMF, Schreiben v. 07.06.2010, BStBl. I 2010, S. 582.
150 Vgl. Bleschick, § 33a EStG, Rz. 35.
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im  entsprechenden  Veranlagungszeitraum  gezahlt  wurden,  Steuernachzahlungen

und  Steuerabzugsbeträge,  steuerliche  Pauschbeträge  sowie  Beiträge  zur  Basis-

kranken- und Pflegeversicherung aus. Leben mehrere Personen in einem Haushalt,

so ist die Summe der Nettoeinkommen zu bilden und dann auf die einzelnen Perso-

nen aufzuteilen.151 Steuerliche Gewinnminderungen, die vorgenommen wurden, ob-

wohl tatsächlich kein Abfluss erfolgte, beispielsweise die Vornahme eines Investiti-

onsabzugsbetrages im Sinne des § 7g EStG, sind dem Einkommen hinzuzurech-

nen.152 

Zur Ermittlung des anwendbaren Prozentsatzes gilt Folgendes: Es wird 1 % je volle

500 Euro jährlichem Nettoeinkommen, höchstens jedoch 50 % berücksichtigt. Die-

ser Betrag wird anschließend gekürzt um jeweils 5 % für den Ehegatten und für je-

des Kind, für das ein Anspruch auf Kindergeld bzw. den Kinderfreibetrag besteht. Es

werden maximal 25 % abgezogen.153 Falls der Anspruch nur für einen Teil des Jah-

res gegeben ist, sind die 5 % ggf. monatsweise zu kürzen.154

Die komplexe Berechnung der Opfergrenze soll anhand eines Beispiels dargestellt

werden. Dabei wird angenommen, dass der volljährige Christian seinen Vater Bern-

hard unterhält. Die weiteren Voraussetzungen für die Berücksichtigung als Unter-

haltsleistungen sind erfüllt. Christian lebt mit seiner Frau Dora in einer gemeinsa-

men Wohnung, Kinder haben sie nicht. Er hat ein, aus Vereinfachungsgründen be-

reits ermitteltes, Nettoeinkommen in Höhe von   2.500 Euro im Monat zur Verfü-

gung,  was einem jährlichen Nettoeinkommen von 30.000 Euro entspricht.  Somit

sind grundsätzlich 60 % des Einkommens, maximal jedoch   50 % zu berücksichti-

gen. Da er verheiratet ist, ist für seine Frau ein Anteil von 5 % abzuziehen, sodass

45 % verbleiben. 45 % von 30.000 Euro sind 13.500 Euro. Christian kann somit ma-

ximal Unterhaltsaufwendungen in Höhe von 13.500 Euro berücksichtigen. Es wird

sich im weiteren Verlauf des Textes zeigen, dass die abziehbaren Aufwendungen

durch den Höchstbetrag noch weiter gemindert werden.

Die vierte Voraussetzung für die steuerliche Berücksichtigung der Aufwendungen

nach § 33a Abs.  1 EStG ist  das Fehlen vorrangiger Unterhaltsverpflichtungen.155

Diese sind geregelt  in  §§ 1606 und 1608 BGB. Als vorrangige Verpflichtung gilt

auch die der Ehegatten untereinander.

151 Vgl. BMF, Schreiben v. 07.06.2010, BStBl. I 2010, S. 582.
152 Vgl. BFH v. 06.02.2014, BStBl. II 2014, S. 619.
153 Vgl. BMF, Schreiben v. 07.06.2010, BStBl. I 2010, S. 582.
154 Vgl. BFH v. 14.12.2016, BStBl. II 2017, S. 454.
155 Vgl. BFH v. 05.05.2010, BStBl. II 2011, S. 116.
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Lebt der Unterhaltsempfänger im Ausland, gelten dennoch die Maßstäbe des Inlan-

des.156 In solchen Fällen besteht eine erhöhte Sachaufklärungspflicht im Sinne des

§ 90 Abs. 2 AO. Insbesondere Bemühungen um eine Erwerbstätigkeit sind aufgrund

der Erwerbsobliegenheit durch Beweismittel nachzuweisen.157 Es gelten die inhaltli-

chen Vorgaben des Schreibens des BMF vom 07.06.2010.158 Besonders bei Bar-

geldzahlungen sind ausreichende Nachweise einzureichen:  eine Bestätigung des

Empfängers, die Dokumentation des Geldflusses, Belege für die Abhebung von ei-

nem Konto und die tatsächliche Verfügbarkeit im Zeitpunkt der Übergabe, die Darle-

gung von Zeitpunkt und Art der Übergabe159 und ggf. eine Benennung des Überbrin-

gers der Zahlung.160 Außerdem muss eine Erklärung über die Unterhaltsbedürftigkeit

zweisprachig vorliegen.161

2.4.3.4 Bedürftigkeit der unterhaltenen Person

Die unterhaltene Person darf  nur ein geringes Vermögen besitzen.162 Ein steuer-

schädliches Vermögen liegt  ab einem gemeinen Wert  in  Höhe von 15.500 Euro

vor.163 Das bedeutet jedoch nicht, dass der Unterhaltene alle wertvollen Dinge ver-

kaufen muss. Er muss nichts unter Wert veräußern und auch persönliche Dinge wie

beispielsweise der Ehering oder ein eigenes Haus bleiben außer Ansatz.164

Außerdem mindern eigene Einkünfte und Bezüge die abziehbaren Aufwendungen,

soweit sie den Betrag von 624 Euro im Kalenderjahr übersteigen.165

2.4.3.5 Weitere Voraussetzungen

Neben den genannten inhaltlichen Voraussetzungen gibt es noch eine Reihe weite-

rer. Um die Begünstigung in Anspruch nehmen zu können, muss der Steuerpflichti-

ge einen Antrag stellen. Dies geschieht in den meisten Fällen durch eine Angabe in

der Steuererklärung. Ein nachträglich gestellter Antrag stellt jedoch keine neue Tat-

sache und damit auch keine Änderungsvoraussetzung im Sinne des § 173 Abs. 1

Nr. 2 AO dar.166 Zudem darf für den Unterhaltenen niemand  - weder der Steuer-

pflichtige noch eine dritte Person – einen Anspruch auf den Kinderfreibetrag  nach

156 Vgl. § 33a Abs. 1 Satz 6 EStG.
157 Vgl. BFH v. 27.07.2011, BFH/NV 2012, S. 170ff.
158 BStBl. I 2010, S. 582
159 ebenda
160 Vgl. BFH v. 09.03.2017, BFH/NV 2017, S. 1042ff.
161 Vgl. BFH v. 11.11.2010, BStBl. II 2011, S. 966.
162 Vgl. § 33a Abs. 1 Satz 4 EStG.
163 Vgl. R. 33a.1 Abs. 2 Satz 3 EStR.
164 ebenda, Satz 4
165 ebenda, Satz 5; Eine beispielhafte Aufzählung dieser Einnahmen findet sich in 

R. 33a. 1 Abs. 3 Satz 4 EStR und ein ausführliches Beispiel dazu in H 33a.1 „Anrechnung ei-
gener Einkünfte und Bezüge – Zusammenfassendes Beispiel für die Anrechnung“ EStH 2017.

166 Vgl. BFH v. 30.10.2003, BStBl. II 2004, S. 394.
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§ 31 EStG bzw. § 32 Abs. 6 EStG haben.167 Dadurch wird eine Doppelberücksichti-

gung vermieden, denn Kinder werden anderweitig steuerlich berücksichtigt. Wird je-

mand von mehreren Personen im steuerrechtlichen Sinne unterhalten,  so ist  der

Höchstbetrag nur anteilig zu gewähren.168 Außerdem muss die Steuer-Identifikati-

onsnummer der unterhaltenen Person angegeben sein.169

2.4.4 Rechtsfolgen

Sofern die genannten Voraussetzungen vorliegen, sind Unterhaltsaufwendungen bis

zum Höchstbetrag des § 33a Abs. 1 Satz 1 EStG abziehbar. Dieser beträgt im Jahr

2019 insgesamt 9.168 Euro. Sofern die Voraussetzungen nur für einen Teil des Ka-

lenderjahres vorliegen, ist der Höchstbetrag nur anteilig zu gewähren.170

2.4.5 Verhältnis zu anderen Vorschriften

Die Aufwendungen sind bei Abfluss im Sinne des § 11 Abs. 2 EStG zu erfassen.171

Die gesetzliche Vorschrift des § 33 Abs. 2 Satz 2 erster Halbsatz EStG gilt für die

Berücksichtigung von Unterhaltsleistungen analog.172 Das bedeutet, dass die Auf-

wendungen vorrangig als Betriebsausgaben, Werbungskosten bzw. Sonderausga-

ben zu berücksichtigen sind, sofern die Voraussetzungen dafür erfüllt sind. Das hat

insbesondere zur Konsequenz, dass bei Unterhaltsleistungen an den geschiedenen

oder dauernd getrennt lebenden Ehepartner vorrangig die Berücksichtigung nach

§ 10 Abs.  1a Nr.  1 EStG zu prüfen ist. Aufwendungen,  die den dort  genannten

Höchstbetrag  von 13.805 Euro überschreiten,  sind  zudem Sonderausgaben  und

deswegen nicht als außergewöhnliche Belastungen abzuziehen.173 Die Berücksichti-

gung als Sonderausgaben ist für den Steuerpflichtigen günstiger, da der entspre-

chende Höchstbetrag den des § 33a Abs. 1 EStG übersteigt und Einkünfte und Be-

züge des Empfängers nicht anzurechnen sind.174

2.5  Behindertenpauschbetrag § 33b Abs. 1 bis 3 EStG

2.5.1 Überblick und Geltungsbereich

In Abs. 1 des § 33b EStG sind der Behindertenpauschbetrag sowie dessen Sinn ge-

setzlich geregelt. Abs. 2 regelt die persönlichen Voraussetzungen175 und Abs. 3 die

167 Vgl. § 33a Abs. 1 Satz 4 EStG.
168 ebenda, Satz 7
169 ebenda, Sätze 9 bis 11 EStG
170 ebenda, Satz 2
171 Vgl. BFH v. 09.08.1991, BFH/NV 1992, S. 101.
172 Vgl. BFH v. 04.07.2002, BStBl. II 2002, S. 760.
173 Vgl. BFH v. 07.11.2000, BStBl. II 2001, S. 338.
174 Vgl. Bleschick, § 33a EStG, Rz. 14.
175 Auf Tz. 2.5.3.2. wird verwiesen.
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Höhe der gestaffelt zu ermittelnden Pauschbeträge. In Abs. 5 ist die Übertragung

des Behindertenpauschbetrages auf das Kind176 und in Abs. 6 der Pflegepauschbe-

trag177 gesetzlich fundiert. Die Vorschrift ist der Ermittlung des Einkommens nach

§ 2 Abs. 4 EStG zuzurechnen.

Für  den  persönlichen  Geltungsbereich  des  Behindertenpauschbetrages  gelten

grundsätzlich die gleichen Aussagen wie für den des § 33 EStG.178 Bei einer Einzel-

veranlagung von Ehegatten gemäß § 26a EStG darf ein Freibetrag, der einem der

Ehegatten zusteht, auf übereinstimmenden Antrag der Eheleute auch jeweils hälftig

berücksichtigt werden.179 Die Bestimmungen zum Behindertenpauschbetrag gelten

für Kosten, die im Zusammenhang mit einer Behinderung laufend und typisch ent-

stehen.180

2.5.2 Verfassungsmäßigkeit und Vereinbarkeit mit höherran-
gigem Recht

Die Regelung ist in Bezug auf die Höhe der Pauschbeträge verfassungskonform,

obwohl sie seit dem Jahr 1975 nicht angepasst wurde.181

2.5.3 Gesetzlicher Tatbestand 

2.5.3.1 Darstellung der abgegoltenen Aufwendungen

Der Behindertenpauschbetrag erfasst gemäß § 33b Abs. 1 Satz 1 EStG drei Arten

von Aufwendungen, nämlich die „für die Hilfe bei den gewöhnlichen und regelmäßig

wiederkehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens, für die Pflege sowie für einen

erhöhten  Wäschebedarf“.  Ersteres  erfasst  unter  anderem allgemeine  Kosten  für

Körperpflege,  Verpflegung,  Mobilität  und hauswirtschaftliche Fürsorge,  aber  auch

spezielle Aufwendungen, wie beispielsweise solche für Anschaffung und laufende

Kosten für einen Blindenhund, sofern der Steuerpflichtige blind ist.182

Vom Pauschbetrag erfasst sind lediglich typische Mehraufwendungen.183 Nicht er-

fasst sind somit Aufwendungen für Heilbehandlungen und Kuren,184 Umbaukosten

für eine Wohnung,185 Kosten für die Anschaffung eines Blinden-PCs186 oder Ausga-

176 Auf Tz. 6.2. wird verwiesen.
177 Auf Tz. 2.6. wird verwiesen.
178 Vgl. Bleschick, § 33b EStG, Rz. 3. Auf Tz. 2.3.1. wird verwiesen.
179 Vgl. BFH v. 20.12.2017, BStBl. II 2018 S. 468.
180 Vgl. Bleschick, § 33b EStG, Rz. 4.
181 Vgl. BVerfG v. 14.11.1995, StE 1996, S. 50.
182 Vgl. FG München v. 16.11.1984, EFG 1985, S. 390.
183 Vgl. BFH v. 04.11.2004, BStBl. II 2005, S. 271.
184 Vgl. R. 33b Abs. 1 Satz 4 EStR.
185 Vgl. R. 33.4 Abs. 5 EStR.
186 Vgl. Sächsisches FG v. 11.07.2000, EFG 2001, S. 440ff.
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ben für die Urlaubsbegleitung eines Behinderten.187 Für diese Aufwendungen ist ein

Abzug als außergewöhnliche Belastungen nach § 33 EStG zu prüfen.

2.5.3.2 Vorliegen einer Behinderung

Die persönlichen Voraussetzungen, also die Frage, ob beim Steuerpflichtigen eine

Behinderung vorliegt, sind gesetzlich geregelt in § 33b Abs. 2 EStG. 

Dabei greift das Steuerrecht auf Regelungen des Sozialrechts zu; in Einzelfällen ha-

ben die Finanzgerichte das Vorliegen der Voraussetzungen zu prüfen.188 Gemäß

§ 2 Abs. 1 SGB IX gilt eine Person dann als behindert, wenn sie „körperliche, seeli-

sche, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen [hat], die sie […] an der gleichberech-

tigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs

Monate hinder[t].“

Ein Behindertenpauschbetrag kann jedoch nur unter den folgenden in § 33b Abs. 2

EStG steuerrechtlich geregelten Voraussetzungen in Anspruch genommen werden.

Schwerbehinderte mit einem Grad der Behinderung in Höhe von mindestens 50 sind

grundsätzlich anspruchsberechtigt.189 Behinderte mit einem Grad der Behinderung

in Höhe von einschließlich 25 bis ausschließlich 50 sind begünstigt, sofern sie auf-

grund ihrer Behinderung einen Anspruch auf laufende Bezüge haben.190 Dazu gehö-

ren beispielsweise Ansprüche nach § 56ff SGB VII,191 nicht jedoch Ruhebezüge auf-

grund einer Dienstunfähigkeit192 oder Zahlungen aus einer Erwerbsunfähigkeitsver-

sicherung.193 Das Tatbestandsmerkmal der laufenden Bezüge kann bei Vorliegen

des vorstehend genannten Grades der Behinderung auch dadurch ersetzt werden,

dass der Steuerpflichtige behinderungsbedingt  mit  einer verringerten körperlichen

Beweglichkeit belastet ist; auch dann steht ihm der Pauschbetrag zu.194 

Bei  Vorliegen  der  Merkzeichen  „Bl“  oder  „H“  ergibt  sich  ein  besonders  hoher

Pauschbetrag.195 Das Merkzeichen „Bl“ wird festgestellt bei einer dauerhaften Ge-

samtsehschärfe  auf  beiden  Augen  bis  zu  50  % oder  einer  gleichgestellten  Stö-

rung.196 

187 Vgl. BFH v. 04.07.2002, BStBl. II 2002, S. 760.
188 Vgl. BFH v. 18.06.2015, BStBl. II 2016, S. 40.
189 Vgl. § 33b Abs. 2 Nr. 1 EStG.
190 Vgl. § 33b Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a EStG.
191 Vgl. BFH v. 28.09.2000, BFH/NV 2001, S. 435f.
192 ebenda
193 Vgl. FG Niedersachsen v. 16.06.2005, EFG/NV 2005, S. 1774f.
194 Vgl. § 33b Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b EStG.
195 Auf Tz. 2.5.4.2. wird verwiesen. Hinsichtlich der Vergabe der Merkzeichen wird auf 

§ 3 SchwbAwV verwiesen.
196 Vgl. § 72 Abs. 5 SGB XII.
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2.5.3.3 Nachweis nach § 65 Abs. 1 und 3 EStDV

Die  Berechtigung  des  BMF  zum  Erstellen  dieser  Vorschrift  ergibt  sich  aus

§ 33b Abs. 7 EStG. Der Steuerpflichtige hat seine Behinderung entsprechend nach-

zuweisen.  Im  Fall  des  §  33b  Abs.  2  Nr.  1  EStG  hat  er  einen  Ausweis  nach

§ 152 Abs. 1 SGB IX vorzulegen.197 Wurde die Bescheinigung elektronisch übermit-

telt, genügt das Vorlegen eines Ausdrucks.198 Treffen für den Steuerpflichtigen die

Voraussetzungen des § 33b Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a EStG zu, ist durch ihn als

Nachweis ein Bescheid über die entsprechenden Bezüge einzureichen.199 Eine Be-

scheinigung  des  Vorsorgeamtes ist  als  Nachweis  notwendig,  sofern  der  Steuer-

pflichtige vom § 33b Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b EStG erfasst ist.200 Entsprechende

Unterlagen sind beim erstmaligen Geltendmachen des Pauschbetrages sowie auf

Anfrage der Finanzverwaltung vorzulegen.201 Die Nachweispflichten nach § 65 Abs.

3a und 4 EStDV sind ebenfalls zu beachten.

2.5.4 Rechtsfolgen

2.5.4.1 Ausübung des Wahlrechts

Gemäß § 33b Abs. 1 Satz 2 EStG ist das Wahlrecht, ob die Aufwendungen nach

§ 33 EStG oder in Form des Behindertenpauschbetrages geltend gemacht werden,

einheitlich für alle Aufwendungen auszuüben. 

2.5.4.2 Höhe des Pauschbetrages

Die Höhe des Pauschbetrages ist in § 33b Abs. 3 EStG geregelt und ermittelt sich

gestaffelt nach der Höhe des Grades der Behinderung. Der Höchstbetrag ist gemäß

Satz 3 jener für Hilflose oder Blinde und beträgt 3.700 Euro. Eine zeitanteilige Kür-

zung bei teilweisem Nichtvorliegen in einem Veranlagungszeitraum erfolgt nicht.202

Sofern für Teile eines Kalenderjahres unterschiedliche Grade der Behinderung vor-

liegen, ist als Bemessungsgrundlage der höchste dieser Grade anzusetzen.203

Beispiel: Bernhard hat seit mehreren Jahren den Grad der Behinderung von 40. Mit

Wirkung vom 01.07.2018 wurde ihm ein Grad der Behinderung von 60 beschieden,

welcher auch bis zum Ende des Jahres und darüber hinaus gültig blieb. Als Pausch-

betrag sind im Jahr 2018 somit 720 Euro zu berücksichtigen.

197 Vgl. § 65 Abs. 1 Nr. 1 EStDV.
198 Vgl. R. 33b Abs. 9 EStR.
199 Vgl. § 65 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b EStDV.
200 ebenda, Buchstabe a
201 Vgl. § 65 Abs. 3 Satz 1f EStDV.
202 Vgl. R. 33b Abs. 8 Satz 1f EStR.
203 ebenda
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2.5.5 Feststellung des Grades der Behinderung

Das Dokument, durch welches dem Steuerpflichtigen der Grad der Behinderung mit-

geteilt wird, ist ein Grundlagenbescheid im steuerrechtlichen Sinne.204 Es kann sich

somit bei einer Änderung dessen eine daraus folgende Abänderung des Steuerbe-

scheides nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO ergeben.205

2.5.6 Verhältnis zu anderen Vorschriften

Im § 33b EStG sind drei Pauschbeträge enthalten: der Behindertenpauschbetrag,

der Hinterbliebenenpauschbetrag sowie der Pflegepauschbetrag. Diese sind ohne

Weiteres nebeneinander anwendbar.206 § 33b EStG ist in der gesetzlichen Vorschrift

des § 12 EStG explizit als Ausnahmefall genannt. Das bedeutet, Kosten der privaten

Lebensführung sind ausnahmsweise abziehbar, sofern sie vom § 33b EStG erfasst

sind.207

2.6  Pflegepauschbetrag § 33b Abs. 6 EStG

2.6.1 Überblick und Geltungsbereich

Den Pflegepauschbetrag dürfen Menschen in Anspruch nehmen, die eine dauerhaft

pflegebedürftige Person pflegen. Hinsichtlich des persönlichen Geltungsbereiches

gelten die gleichen Aussagen wie für den des § 33 EStG.208 Die Bestimmungen zum

Pflegepauschbetrag gelten für Kosten der häuslichen Pflege (sachlicher Geltungs-

bereich).209 

2.6.2 Verfassungsmäßigkeit und Vereinbarkeit mit höherran-
gigem Recht

Hinsichtlich  der  Verfassungsmäßigkeit  der  Vorschrift  gibt  es  kaum  Bedenken.210

Gleiches gilt für die Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht.

2.6.3 Gesetzlicher Tatbestand

2.6.3.1 Aufwendungen

Voraussetzungen für die Inanspruchnahme von Zahlungen sind das Entstehen von

Aufwendungen und deren Zwangsläufigkeit.211 Die Zwangsläufigkeit ist in den meis-

204 Vgl. Bleschick, § 33b EStG, Rz. 7.
205 Vgl. H. 33b „Allgemeines“ EStH 2017.
206 Vgl. Bleschick, § 33b EStG, Rz. 1; Auf Tz. 3.6. wird verwiesen.
207 ebenda, Rz. 7
208 ebenda, Rz. 3; Auf Tz. 2.3.3.1. wird verwiesen.
209 ebenda, Rz. 4
210 Vgl. Loschelder: § 33b EStG; Rz. 3.
211 Auf Tz. 2.3.3.1. und 2.3.3.5. wird verwiesen.

32



ten Fällen aufgrund der persönlichen Bindung und den damit zusammenhängenden

sittlichen Gründen gegeben.212

2.6.3.2 Hilflosigkeit der gepflegten Person

Hilflosigkeit ist gegeben, wenn eine Person dauerhaft auf fremde Hilfe bei bestimm-

ten Verrichtungen angewiesen ist; diese Verrichtungen müssen wiederholt und täg-

lich vorkommen und existenzieller Art sein.213 Dazu gehören die Grundpflege (Kör-

perpflege, Ernährung, Bewegung),214 aber auch gewisse psychische Erforderlichkei-

ten (Kommunikation,  Sinneswahrnehmungen)215 oder die Notwendigkeit  zur Über-

wachung oder zum dauerhaften Bereitstehen,216 nicht jedoch hauswirtschaftliche Tä-

tigkeiten.217 Die  Pflege gilt  grundsätzlich  als  erforderlich,  wenn der  Gepflegte sie

mindestens zwei Stunden am Tag nötig hat.218 

Die Voraussetzungen sind in der Regel erfüllt, wenn der Pflegebedürftige die Pflege-

grade 4 und 5 innehat.219 Das Vorliegen einer Behinderung ist nicht notwendig.220

2.6.3.3 Umfang der Pflege

Der Steuerpflichtige muss die Pflege persönlich durchführen.221 Die teilweise Unter-

stützung durch eine ambulante Pflegekraft ist jedoch ebenso unschädlich222 wie die

Unterbringung des Bedürftigen in einem Tagesheim.223 Jedoch darf die Pflege nicht

nur eine untergeordnete Beteiligung an der Hilfe sein, mithin muss sie 10 % des für

die Pflege investierten Zeitaufwandes übersteigen.224 

2.6.3.4 Ort der Pflege

Die Pflege muss in der Wohnung des Steuerpflichtigen oder in der des Gepflegten

stattfinden. Die Wohnung hat im Inland oder in einem Staat der EU oder des EWR

zu liegen.225

212 Vgl. BFH v. 29.08.1996, BStBl. II 1997, S. 199.
213 Vgl. § 33b Abs. 6 Satz 3 EStG .
214 Vgl. § 14 Abs. 4 SGB XI.
215 Vgl. BSG v. 12.02.2003, SozR 4-3250 § 69 Nr. 1.
216 Vgl. § 33b Abs. 6 Satz 4 EStG.
217 Vgl. BFH v. 27.02.1996, BFH/NV 1996, S. 603.
218 Vgl. BSG v. 12.02.2003, SozR 4-3250 § 69 Nr. 1.
219 Vgl. Mellinghoff, § 33b EStG, Rz. 16.
220 Vgl. Loschelder, § 33b EStG, Rz. 34.
221 Vgl. Bleschick, § 33b EStG, Rz. 41.
222 Vgl. R. 33b Abs. 4 EStR.
223 Vgl. Loschelde, § 33b EStG, Rz. 37.
224 Vgl. FG München v. 14.02.1995, EFG 1995, S. 722ff.
225 Vgl. § 33b Abs. 6 Satz 5 EStG.
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2.6.3.5 Keine Einnahmen

Die gepflegte Person darf gemäß § 33b Abs. 6 Satz 1f EStG keine Einnahmen für

das Durchführen der Pflege erhalten. Für den Begriff der Einnahmen gelten die Re-

gelungen in § 8 EStG.226 Somit sind auch steuerfreie Einnahmen von dem Begriff er-

fasst, nicht jedoch die Übernahme von Versicherungsbeiträgen durch die Pflegekas-

se227 oder die Nutzung der Zahlungen der Pflegekasse für die Aufwendungen des

Pflegebedürftigen.228 Weitergeleitetes Pflegegeld mindert die Aufwendungen,229 au-

ßer, wenn es Eltern für die Pflege des behinderten Kindes zufließt230 oder wenn es

vom Pflegenden lediglich treuhänderisch verwaltet wird.231 Das Pflegegeld ist steu-

erfrei nach § 3 Nr. 1a EStG und sofern es an den Pflegenden weitergeleitet wird, ist

es auch bei ihm steuerfrei nach § 3 Nr. 36 EStG. Sofern der Steuerpflichtige vom

Gepflegten eine Gegenleistung, zum Beispiel in Form von Wertgegenständen, er-

halten hat, so mindert diese Gegenleistung die Höhe der abziehbaren Aufwendun-

gen.232

2.6.3.6 Nachweis nach § 65 Abs. 2 EStDV

Der Nachweis der Blind- bzw. Hilflosigkeit erfolgt durch die Merkzeichen „Bl“ bzw.

„H“ in einem entsprechenden Ausweis im Sinne des § 69 Abs. 5 SGB IX.233 Dem

Merkzeichen „H“ stehen zudem die Einstufung in die Pflegestufe 4 oder 5 gleich.234

Diese sind durch entsprechenden Bescheid nachzuweisen.235 

2.6.4 Rechtsfolgen

2.6.4.1 Wahlrecht

Sofern die dargestellten Voraussetzungen erfüllt  sind, hat der Steuerpflichtige ein

Wahlrecht zwischen der Berücksichtigung als außergewöhnliche Belastungen nach

§ 33 EStG oder  der  Inanspruchnahme des Pflegepauschbetrages gemäß § 33b

Abs. 6 EStG.236 Zweiteres ist auch möglich, sofern ein Ehegatte den Anderen pflegt,

und zwar auch dann, wenn dieser zusätzlich den Behindertenpauschbetrag in An-

spruch nimmt.

226 Vgl. Mellinghoff, § 33b EStG, Rz. 14.
227 Vgl. R. 33b Abs. 7 EStR.
228 Vgl. BFH v. 17.07.2008, BFH/NV 2009, S. 131f.
229 Vgl. BFH v. 21.03.2002, BStBl. II, S. 417.
230 Vgl. § 33b Abs. 6 Satz 2 EStG.
231 Vgl. BFH v. 21.03.2002, BStBl. II, S. 417.
232 Vgl. R. 33.3 Abs. 5 EStR.
233 Vgl. § 65 Abs. 2 Satz 1 EStDV.
234 Vgl. BMF, Schreiben v. 19.08.2016, BStBl. I 2016, S. 804.
235 Vgl. § 65 Abs. 2 Satz 2 EStDV.
236 Vgl. § 33b Abs. 6 Satz 1 EStG.
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2.6.4.2 Höhe des Betrages

Der Pauschbetrag beläuft sich auf 924 Euro237 und ist nicht zeitanteilig zu kürzen.238

Sofern der Steuerpflichtige mehrere Personen pflegt und in allen Fällen die Voraus-

setzungen dafür erfüllt sind, kann er den Pflegepauschbetrag mehrmals in Anspruch

nehmen.239 Anderes gilt jedoch, wenn jemand durch mehrere Personen gleichzeitig

gepflegt wird; in diesem Fall ist der Pflegepauschbetrag nach Köpfen auf die pfle-

genden Personen, bei denen die genannten Voraussetzungen erfüllt sind, aufzutei-

len.240 Eine andere Aufteilung ist nicht gestattet.241 Die Aufteilung hat auch dann zu

erfolgen, wenn eine oder mehrere Personen auf die Inanspruchnahme des Pausch-

betrages verzichten und stattdessen den Abzug der Aufwendungen als außerge-

wöhnliche Belastungen nach § 33 EStG wählen.242 Die Aufteilung hat nur auf die An-

zahl der Pflegenden zu erfolgen, nicht jedoch zeitanteilig.243 

Beispiel: Bernhard ist pflegebedürftig und wird von seiner Frau Anna, seinem Sohn

Christian und seiner Schwiegertochter Dora gleichermaßen ganzjährig gepflegt. Da

Anna mit ihrem Mann in einer Wohnung lebt, sind ihre Aufwendungen wesentlich

höher als der Pflegepauschbetrag. Christian und Dora hingegen entscheiden sich

für dessen Anwendung. Die beiden können jeweils 1/3 von 924 Euro, mithin 308

Euro  berücksichtigen  lassen.  Annas  Aufwendungen  werden  wahlweise  von

§ 33 EStG erfasst.

Abwandlung: Christian und Dora pflegen gemeinsam seine Eltern Anna und Bern-

hard, die beide pflegebedürftig sind. Die Aufwendungen unterschreiten den Pflege-

pauschbetrag, sodass die Pflegenden dessen Anwendung wählen. Im Ergebnis ist

der Pflegepauschbetrag zweimal zu gewähren,  da zwei Personen tatsächlich ge-

pflegt  werden.  Jedoch sind die Beträge jeweils  auf zwei Köpfe, nämlich die von

Christian und Dora, aufzuteilen. Das bedeutet, jeder darf jeweils einen halben Pfle-

gepauschbetrag für die Pflege von Anna und einen halben für Bernhard in Anspruch

nehmen. Der jeweilige Betrag ermittelt sich folgendermaßen: 1/2 von 924 Euro +

1/2 von 924 Euro = 924 Euro. Sofern Christian und Dora die Zusammenveranla-

gung wählen, können sie insgesamt 1.848 Euro berücksichtigen lassen.

237 ebenda
238 Vgl. R. 33b Abs. 8 Satz 3 EStR.
239 Vgl. Arndt, § 33b EStG, Rz. E 13.
240 Vgl. § 33b Abs. 6 Satz 6 EStG.
241 Vgl. BFH v. 17.07.2008, BFH/NV 2009, S. 131f.
242 Vgl. BFH v. 19.06.2008, BFH/NV 2008, S. 1827f.
243 ebenda
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2.7  Haushaltsnahe Dienstleistungen § 35a Abs. 2 EStG

2.7.1 Überblick und Geltungsbereich

Begünstigt  werden haushaltsnahe  Beschäftigungsverhältnisse  bzw.  Dienstleistun-

gen, Pflege- und Betreuungsleistungen sowie Aufwendungen für Heimunterbringung

und Pflege in Form einer Dienstleistung.244 Da nur natürliche Personen einen Haus-

halt begründen können, sind auch nur jene begünstigt; Personengesellschaften wer-

den folglich nicht durch die Vorschrift erfasst.245 Der persönliche Geltungsbereich er-

streckt sich lediglich auf unbeschränkt Steuerpflichtige.246 Die Begünstigung erfolgt

als Steuerermäßigung direkt von der tariflichen Einkommensteuer.

2.7.2 Verfassungsmäßigkeit und Vereinbarkeit mit höherran-
gigem Recht

Als verfassungsmäßig unbedenklich hat das BVerfG das Tatbestandsmerkmal der

Überweisung247 und die Tatsache, dass der den Höchstbetrag übersteigende Betrag

nicht vor- oder rücktragsfähig ist,248 eingeschätzt. Auch die Tatbestandsvorausset-

zung, dass lediglich Haushalte in einem Staat der EU oder des EWR begünstigt

sind,  entspricht  laut  Rechtsprechung  dem  Gebot  der  Freizügigkeit  des

Art. 45 AEUV.249

2.7.3 Gesetzlicher Tatbestand

2.7.3.1 Anspruchsberechtigung

Sofern in der Nebenkostenabrechnung eines Mieters Kosten enthalten sind, auf die

die Voraussetzungen zutreffen, beispielsweise für einen Klempner, ist auch für die-

se eine Steuerermäßigung zu gewähren.250 Wenn sich mehrere Steuerpflichtige zur

Inanspruchnahme einer häuslichen Dienstleistung zusammenschließen, darf jeder

die selbst tatsächlich geleisteten Aufwendungen steuerlich geltend machen.251 Das

bedeutet, dass die Aufwendungen aufzuteilen sind. Die Steuerermäßigung ist unab-

hängig von vorliegendem Einkommen oder Vermögen des Steuerpflichtigen zu ge-

währen.

244 Vgl. § 35a Abs. 2 Sätze 1f EStG.
245 Vgl. Schumann in Kanzler, Kraft, Bäuml, Marx, Hechtner: § 35a EStG, Rz. 6.
246 § 50 Abs. 1 Satz 3 EStG in analoger Anwendung
247 Vgl. BFH v. 20.11.2008, BStBl. II 2009, S. 307.
248 Vgl. BFH v. 29.01.2009, BStBl. II 2009, S. 411.
249 Vgl. EuGH v. 13.11.2003, C-209/01.
250 Vgl. BMF, Schreiben v. 09.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1213.
251 Vgl. Schumann, § 35a EStG, Rz. 44.
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2.7.3.2 Beschäftigung

Voraussetzung  ist  das  Vorliegen  eines  sozialversicherungspflichtigen  Beschäfti-

gungsverhältnisses.252 Sofern der Haushalt sich im berücksichtigungsfähigen Aus-

land befindet, sind Leistungen an die entsprechende ausländische Sozialversiche-

rung zu leisten.253 Beschäftigungsverhältnisse zwischen im Haushalt lebenden Ehe-

gatten254 bzw. zwischen Eltern und Kind255 sind nicht steuerlich anzuerkennen. Glei-

ches gilt  für  eine nichteheliche  Lebensgemeinschaft.256 Der  Dienstleistende  kann

auch eine juristische Person sein.257

2.7.3.3 Begünstigte Tätigkeiten

Eine Aufzählung der begünstigten Tätigkeiten findet  sich im Schreiben des BMF

vom 09.11.2016.258 So sind beispielsweise Kosten für die Reinigung der Wohnung,

für ein Hausnotrufsystem oder die Haustierbetreuung in der Wohnung begünstigt.

Dazu gehört auch das sogenannte „Gassi gehen“. Nicht begünstigt hingegen sind

Aufwendungen für das sogenannte „Essen auf Rädern“.259 Pflegeleistungen sind un-

abhängig von der vorliegenden Pflegestufe begünstigt.260 Das entgeltliche Zurverfü-

gungstehen für eine begünstigte Tätigkeit ist ebenfalls begünstigt.261 Diese Gestal-

tung  findet  sich  häufig  in  Pflegeeinrichtungen  oder  Einrichtungen  des  betreuten

Wohnens, in denen eine geschulte Person für Notfälle oder Ähnliches zur Verfügung

steht.

2.7.3.4 Aufwendungen und Rechnungsstellung

Bemessungsgrundlage für  die Steuerermäßigung ist  der Dienstleistungsanteil  der

erbrachten Leistung.262 Dies ist grundsätzlich der Bruttoarbeitslohn bzw. das Entgelt

für die Arbeit263 ausschließlich Materialkosten.264 Leistungen durch eine Versiche-

rung mindern grundsätzlich die Höhe der abziehbaren Aufwendungen,265 insbeson-

dere zweckgebundene Leistungen der Pflegekasse, beispielsweise Leistungen nach

§§ 36, 45b SGB XI.266 Nicht anzurechnen ist erhaltenes Pflegegeld.267 

252 Vgl. § 35a Abs. 2 Satz 1 EStG i.V.m. § 35a Abs. 1 EStG.
253 Vgl. EuGH v. 13.11.2003, C-209/01.
254 Vgl. § 1360 BGB i.V.m. § 1356 Abs. 1 BGB i.V.m. Bleschick, § 35a EStG, Rz. 22.
255 Vgl. § 1619 BGB i.V.m. Bleschick, § 35a EStG, Rz. 22.
256 Vgl. BMF, Schreiben v. 09.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1213.
257 Vgl. Schumann, § 35a EStG, Rz. 64.
258 BStBl. I 2016, S. 1213
259 Vgl. FG Münster v. 15.07.2011, EFG 2012, S. 126f.
260 Vgl. Schumann, § 35a EStG, Rz. 76.
261 Vgl. BFH v. 03.09.2015, BStBl. II 2016, S. 272.
262 Vgl. § 35a Abs. 5 Satz 2 EStG.
263 Vgl. BMF, Schreiben v. 09.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1213, Rz. 36.
264 ebenda Rz. 39
265 Vgl. FG Münster v. 06.04.2016, VuRK 2016, S. 109.
266 Vgl. Schumann, § 35a EStG, Rz. 139.
267 Vgl. BMF, Schreiben v. 09.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1213, Rz. 42.
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Beispiel: Bernhard ist pflegebedürftig und wird von einer Hilfskraft gepflegt. Die Auf-

wendungen dafür belaufen sich auf 1.000 Euro im Monat. Er erhält ein monatliches

Pflegegeld in Höhe von 100 Euro und im gesamten Jahr Leistungen aus der Pflege-

kasse in Höhe von 3.000 Euro. Die Aufwendungen betragen im Jahr 12.000 Euro

und  werden  lediglich  um  die  Leistungen  der  Pflegekasse  gekürzt,  sodass

9.000 Euro als Bemessungsgrundlage für die Steuerermäßigung verbleiben.

Die Höhe der Arbeitsleistung muss in der – als weitere Voraussetzung zwingend er-

forderlichen268 – Rechnung ausgewiesen werden; es genügt dabei eine Aufteilung

auf Material-  und Arbeitskosten im Wege der Schätzung.269 Weiterhin erforderlich

ist, dass die Rechnung Angaben zu Erbringer, Empfänger, Art, Zeitpunkt, Inhalt und

Entgelt der Leistung enthält.270

2.7.3.5 Nähe zum Haushalt

Die  Tätigkeit  muss  einen  engen  Bezug  zum Haushalt  haben.271 Die  räumlichen

Grenzen des Haushalts sind die des Grundstücks.272 Ausnahmsweise sind auch Tä-

tigkeiten auf dem Grundstück eines Anderen berücksichtigt, sofern sie dem Haus-

halt  dienen  und  das  Grundstück  grundsätzlich  an  das  des Steuerpflichtigen  an-

grenzt.273 Auch Ferien-, Wochenend- und Zweitwohnungen sind begünstigt, sofern

sie tatsächlich274 und regelmäßig zu Wohnzwecken275 genutzt werden. 

2.7.3.6 Zahlung und Antrag

Die Zahlung hat unbar zu erfolgen.276 Als Nachweis genügt die Vorlage eines Konto-

auszuges.277 Voraussetzung für die Steuerermäßigung ist die Antragstellung in der

Steuererklärung.278

2.7.4 Rechtsfolgen

Die Steuerermäßigung beträgt 20 % der begünstigten Aufwendungen, maximal je-

doch  4.000 Euro.279 Sofern ein Steuerpflichtiger notwendige Nachweise erst nach-

träglich einreichen kann, beispielsweise weil er die Betriebskostenabrechnung erst

verspätet erhalten hat, ergibt sich eine Änderung des Steuerbescheides aufgrund

268 Vgl. § 35a Abs. 5 Satz 3 EStG.
269 Vgl. BMF, Schreiben v. 09.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1213, Rz. 42.
270 Vgl. BFH v. 29.01.2009, BStBl. II 2010, S. 166.
271 Vgl. Schumann, § 35a EStG, Rz. 61.
272 ebenda, Rz. 116
273 Vgl. BMF, Schreiben v. 09.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1213, Rz. 2.
274 ebenda, Rz. 1
275 Vgl. Schumann, § 35a EStG, Rz. 119.
276 Vgl. § 35a Abs. 5 Satz 3 EStG.
277 Vgl. BMF, Schreiben v. 09.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1213, Rz. 50.
278 Vgl. Schumann, § 35a EStG, Rz. 82.
279 Vgl. § 35a Abs. 2 Satz 1 EStG.
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neuer Tatsachen nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO.280 Der Mieter hat ein Recht auf eine

aussagekräftige Betriebskostenabrechnung.281 Sofern mehrere Personen in einem

Haushalt zusammenleben, dürfen sie den Höchstbetrag insgesamt nur einmal bean-

spruchen.282 Es besteht ein Wahlrecht, den Höchstbetrag hälftig oder anteilig der zu-

gehörigen Leistungen aufzuteilen.283

Beispiel: Bernhard lebt mit seinem Sohn Christian in einer gemeinsamen Wohnung.

Bernhard hat Pflegeaufwendungen in Höhe von 20.000 Euro im Jahr, Christian in

Höhe von  5.000 Euro im Jahr. Sie wählen die hälftige Aufteilung des Höchstbetra-

ges.  Für  Bernhard werden die Aufwendungen wie folgt  steuerlich  berücksichtigt:

20 % von 20.000 Euro sind 4.000 Euro. Da der halbe Höchstbetrag, also 1/2 von

4.000 Euro zugrunde zu legen ist, kann Bernhard nur eine Steuermäßigung in Höhe

der verbleibenden 2.000 Euro in Anspruch nehmen. Für Christian werden die Auf-

wendungen wie folgt berücksichtigt: 20 % von 5.000 Euro sind 1.000 Euro. Der hal-

be Höchstbetrag in Höhe von 2.000 Euro wird nicht überschritten, sodass die vollen

1.000 Euro zu berücksichtigen sind.

Abwandlung:  Bernhard  und  Christian  wählen  die  Aufteilung  des  Höchstbetrages

nach dem Anteil der Leistungen. Bernhards anteiliger Höchstbetrag beläuft sich auf

4/5 von 4.000 Euro, mithin 3.200 Euro. Da der Betrag geringer ist als 4.000 Euro,

kann er nur den Höchstbetrag in Höhe von 3.200 Euro abziehen. Christians anteili-

ger Höchstbetrag beläuft sich auf 1/5 von 4.000 Euro, mithin 800 Euro. Auch hier ist

der Höchstbetrag geringer als der ermittelte Betrag in Höhe von 1.000 Euro, sodass

nur 800 Euro zu berücksichtigen sind.

2.7.5 Verhältnis zu anderen Vorschriften

Aufwendungen sind vorrangig Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten. Sofern sie

als Sonderausgaben oder außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt wurden, ist

eine Steuerermäßigung ebenfalls nicht zu gewähren.284 Falls gemischte Aufwendun-

gen vorliegen – z.B., wenn die Reinigungskraft auch das betriebliche Arbeitszimmer

säubert – sind diese zeitanteilig aufzuteilen.285

280 Vgl. FG Köln v. 24.08.2016, juris.
281 Vgl. LG Berlin v. 18.10.2017, Das Grundeigentum 2017, S. 1473ff.
282 Vgl. § 35a Abs. 5 Satz 4 EStG.
283 Vgl. BMF, Schreiben v. 09.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1213, Rz. 53.
284 Vgl. § 35a Abs. 5 Satz 1 EStG.
285 Vgl. BMF, Schreiben v. 09.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1213, Rz. 31.
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3  Inwieweit ist eine parallele Anwendung einzelner Vor-
schriften möglich?

3.1  Allgemeines

In den vorangegangenen Kapiteln wurde ausführlich dargestellt, dass es eine Viel-

zahl von Wegen gibt, Aufwendungen für Heimunterbringung und Pflege steuerlich

zu berücksichtigen. Doch das Vorhandensein vieler möglicher Vorschriften bedeutet

auch, dass es viele Konkurrenzen gibt, denn nicht alle Vorschriften sind tatsächlich

nebeneinander anwendbar. 

3.2  Außergewöhnliche Belastungen neben  Unterhaltsauf-
wendungen

Grundsätzlich sind Aufwendungen für den Unterhalt solche des § 33a Abs. 1 EStG,

da der Rechtsgrundsatz „lex speciales“ gilt.286 Jedoch ist zu beachten, dass diese

Vorschrift nur die typischen Unterhaltsaufwendungen berücksichtigt. Atypische Un-

terhaltsaufwendungen sind von § 33 EStG erfasst. An dieser Stelle wird ausdrück-

lich auf die Ausführungen zur Tz. 4.2. verwiesen.

3.3  Außergewöhnliche Belastungen neben dem Behinderten-
pauschbetrag

Bezüglich  der  Aufwendungen,  die  vom  Behindertenpauschbetrag  im  Sinne  des

§ 33b Abs. 1 EStG erfasst sind, besteht ein Wahlrecht. Der Steuerpflichtige kann die

Aufwendungen nach § 33 EStG oder nach § 33b Abs. 1 EStG berücksichtigen las-

sen.287 Nur, sofern der Pauschbetrag eine bestimmte Aufwendung nicht erfasst, ist

diese als außergewöhnliche Belastung nach § 33 EStG abziehbar. Dazu gehören

beispielsweise Operations-, Arznei-, Arzt- und Behandlungskosten sowie Aufwen-

dungen für eine Kurmaßnahme.288

3.4  Außergewöhnliche Belastungen neben dem Pflege-
pauschbetrag

Anders als beim Behindertenpauschbetrag sind Pflegekosten jedoch entweder nach

§ 33 EStG oder als Pauschbetrag zu begünstigen, eine Doppelberücksichtigung ist

nicht möglich.

286 Vgl. § 33a Abs. 4 EStG.
287 Vgl. R. 33.3 Abs. 3 Satz 1 EStR.
288 Vgl. R. 33b Abs. 1 Satz 4 EStR. Weitere Beispiele für neben dem Behindertenpauschbetrag 

als außergewöhnliche Belastungen abziehbare Aufwendungen finden sich in H. 33b „Neben 
den Pauschbeträgen für behinderte Menschen zu berücksichtigende Aufwendungen“ EStH 
2017.
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3.5  Außergewöhnliche Belastungen neben der Steuerermäßi-
gung

Sofern Pflegeaufwendungen nach § 33 EStG geltend gemacht werden, ist der Be-

trag, der aufgrund des Abzuges der zumutbaren Belastung nicht berücksichtigt wer-

den  kann,  berücksichtigungsfähig  im  Rahmen  der  Steuerermäßigung  nach

§ 35a EStG.289

Beispiel:  Bernhard  wird  von  einer  Hilfskraft  gepflegt,  wodurch  Aufwendungen  in

Höhe von 10.000 Euro im Jahr entstehen. Er erhält Erstattungen von der Pflegever-

sicherung in Höhe von 5.000 Euro. Die zumutbare Belastung beträgt 1.000 Euro.

Bernhard wählt die Berücksichtigung vorrangig als außergewöhnliche Belastungen.

Die Aufwendungen werden durch Erstattung und zumutbare Belastung gemindert,

sodass 4.000 Euro nach § 33 EStG zu berücksichtigen sind. Der aufgrund der zu-

mutbaren Belastung nicht berücksichtigte Betrag in Höhe von 1.000 Euro ist jedoch

als  Bemessungsgrundlage  für  die  Steuerermäßigung  anzusetzen,  sodass 20 %,

mithin 200 Euro die Einkommensteuer mindern.

Alternative: Bernhard wählt den Abzug vorrangig als Steuerermäßigung. 20 % von

10.000 Euro, mithin 2.000 Euro mindern die tarifliche Einkommensteuer direkt. Ein

zusätzlicher Abzug nach § 33 EStG darf nicht erfolgen.

Sofern jedoch die Aufwendungen von einem Pauschbetrag oder den Unterhaltsauf-

wendungen erfasst sind, scheidet ein Abzug nach § 35a EStG aus.290 Der Steuer-

pflichtige hat somit ein Wahlrecht.

3.6  Weitere Konkurrenzen

Im vorangegangenen Text nicht spezifisch angesprochene Verbindungen sind ohne

Einschränkungen möglich. So sind beispielsweise die Pauschbeträge nebeneinan-

der anwendbar. Der Grund dafür ist schlicht und ergreifend der, dass die Beträge

unterschiedliche Personen betreffen. Der Pflegepauschbetrag gilt Aufwendungen für

eine  andere  Person  ab,  der  Behindertenpauschbetrag  Aufwendungen  für  sich

selbst.

289 Vgl. BMF, Schreiben v. 09.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1213, Rz. 33.
290 Vgl. § 35a Abs. 5 Satz 1 EStG.
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4  Besonderheiten bei ambulanter Pflege

4.1  Eigene Pflege des Steuerpflichtigen

4.1.1 Allgemeines

Sofern Steuerpflichtige im Sinne des SGB XI pflegebedürftig sind oder ihre Alltags-

kompetenz erheblich eingeschränkt ist, ergeben sich gemäß R. 33.3 EStR besonde-

re Begünstigungsmöglichkeiten. Voraussetzung ist eine Bescheinigung der Pflege-

kasse oder des privaten Pflegeversicherungsinstituts.291 Die gesonderte Rechnung

eines im Sinne des SGB XI anerkannten Pflegedienstes über die durch ihn erbrach-

ten Leistungen genügt als Nachweis ebenfalls.292 Wenn das erfüllt ist, können Pfle-

gekosten umfangreicher Art – z.B. für ambulante Pflegedienste oder Tages-, Nacht-

oder Kurzzeitpflege – als außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt werden.293

4.1.2 Minderung der Aufwendungen um Erstattungen

Sofern  der  Steuerpflichtige  eine private Pflegezusatzversicherung  abgeschlossen

hat und aus dieser Pflegegeld oder Pflegetagegeld bezieht, mindert dieses die Höhe

der abziehbaren Aufwendungen.294 

4.1.3 Umbaumaßnahmen in der Wohnung

Im Fall des Eintretens einer körperlichen Behinderung kann es sich ergeben, dass

eine Wohnung behindertengerecht  umgebaut werden muss, beispielsweise durch

den Einbau von Treppenliften, Rampen, verbreiterten Türen und Ähnlichem. Behin-

derungsbedingte Umbaumaßnahmen in der eigenen Wohnung sind grundsätzlich

außergewöhnliche Belastungen.295 Dabei sind jedoch die o.g. Grundsätze zum The-

ma Gegenwert zu beachten; fraglich ist dabei, ob durch das eingebaute Gut ein ein-

heitliches Wirtschaftsgut mit  dem Gebäude entsteht oder ob es ein eigenständig

steuerlich zu bewertendes medizinisches Hilfsmittel ist und dabei durch den Einbau

der Marktwert zurücktritt; bei Treppenliften beispielsweise liegt ein eigenständiges

Wirtschaftsgut vor, sodass die Aufwendungen als außergewöhnliche Belastungen

abziehbar sind.296 Erfolgte der Umbau aufgrund einer Behinderung, ist die Gegen-

wertlehre sowieso in den Hintergrund zu verschieben.297 Nicht abziehbar sind jedoch

291 Vgl. R. 33.3 Abs. 1 Satz 2 EStR.
292 ebenda, Satz 3
293 ebenda, Abs. 2 Satz 1
294 Vgl. BFH v. 14.04.2011, BStBl. II 2011, S. 701.
295 Vgl. BFH v. 17.07.2014, BStBl. II 2014, S. 931.
296 Vgl. Hillmoth: Kinder im Steuerrecht, Rz. 1397.
297 Vgl. BFH v. 05.10.2011, BFH/NV 2012, S. 39f.
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die Anschaffungskosten für ein Grundstück, auf dem ein behindertengerechter Bun-

galow gebaut werden soll.298

Eine weitere Voraussetzung ist,  dass die Aufwendungen ausschließlich  behinde-

rungs- oder krankheitsbedingt sind.299 Nicht notwendig ist jedoch, dass die Behinde-

rung auf einem unvorhersehbaren Ereignis beruht. Das heißt, eine Behinderung ab

dem Zeitpunkt der Geburt ist auch berücksichtigungsfähig.300 Der  behinderungsbe-

dingte Umbau einer  Motoryacht  ist  nicht  außergewöhnlich.301 Die o.g.  Nachweis-

pflichten sind zu beachten. Die Verteilung auf mehrere Veranlagungszeiträume in ei-

ner Art AfA ist nicht möglich.302

4.1.4 Fahrtkosten

Die Berücksichtigung von Fahrtkosten behinderter Menschen ist neben den Pausch-

beträgen wie folgt möglich:303 Geh- und stehbehinderte Steuerpflichtige – also solche

mit einem Grad der Behinderung in Höhe von mindestens 80 oder einem in Höhe

von mindestens 70 und zusätzlich dem Merkzeichen „G“ – können in der Regel bis

zu 3.000 km im Jahr als angemessen geltend machen, soweit sie den Nachweis er-

bracht oder die Fahrten glaubhaft gemacht haben. Ist ein Steuerpflichtiger außerge-

wöhnlich gehbehindert mit dem Merkzeichen „aG“, blind mit dem Merkzeichen „Bl“

oder hilflos mit dem Merkzeichen „H“, so kann er sowohl aufgrund der Behinderung

unvermeidbare als auch Besuchs- und Freizeitfahrten steuerlich geltend machen.

Die tatsächlichen Fahrten hat er glaubhaft zu machen bzw. nachzuweisen. In die-

sem Fall gelten in der Regel bis zu 15.000 km als angemessen.304 Dies gilt jedoch

ausnahmsweise dann nicht, wenn der Steuerpflichtige die Aufwendungen für Fahr-

ten für eine Berufsausbildung tätigt und dabei der PKW aufgrund der Schwere der

Behinderung unabdingbar für die Ausbildung ist. In diesem Fall sind weitere private

Fahrten in Höhe von 5.000 km jährlich begünstigungsfähig.305  In der Regel gelten

0,30 Euro pro km als angemessen,306 und zwar auch dann, wenn die Fahrleistung so

gering ist, dass sich dadurch ein höherer Kilometerpreis ergibt. Jedoch sind Umbau-

kosten auch neben den eigentlichen Fahrtkosten abzugsfähig.307

298 ebenda
299 Vgl. BFH v. 22.10.2009, BStBl. II 2010, S. 280.
300 Vgl. BFH v. 24.02.2011, BStBl. II 2011, S. 1012.
301 Vgl. BFH v. 02.06.2015, BStBl. II 2015, S. 775.
302 Vgl. R. 33.4 Abs. 4 Satz 3 EStR.
303 Vgl. BMF, Schreiben v. 21.11.2001, BStBl. I 2001, S. 868.
304 Vgl. BFH v. 02.10.1992, BStBl. II 1993, S. 286.
305 Vgl. BFH v. 13.12.2001, BStBl. II 2002, S. 198.
306 Vgl. BFH v. 19.5.2004, BStBl. II 2005, S. 23.
307 Vgl. BFH v. 21.02.2008, BFH/NV 2008, S. 1141f.
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4.2  Die Pflege unterhaltener Personen

Ein Großteil der steuerlichen Besonderheiten bei der Pflege anderer Personen ist

bereits im Genannten zum Thema Pflegepauschbetrag enthalten. Dennoch gibt es

noch einige weitere erwähnenswerte Informationen hinsichtlich der ambulanten Pfle-

ge.

In dieser Fallgestaltung wird davon ausgegangen, dass Bernhard zu Hause von sei-

nem Sohn Christian gepflegt wird. Eine entscheidende Frage an dieser Stelle ist

Folgende:  Sind Christians Aufwendungen nach § 33 EStG als außergewöhnliche

Belastungen oder nach § 33a Abs. 1 EStG als Unterhaltsaufwendungen steuerlich

zu berücksichtigen? Die Lösung dieser Frage liegt in der Unterscheidung zwischen

typischen und atypischen Unterhaltsaufwendungen. Zu den typischen gehören unter

Anderem jene für die Grundbedürfnisse des Menschen, also Verpflegung, Beklei-

dung, Mobilität, Unterbringung und Ähnliches. All diese Aufwendungen werden über

die Vorschrift des § 33a Abs. 1 EStG erfasst. Aufwendungen für die Pflege jedoch

gehören zu den atypischen Aufwendungen. Der Raum der Zwangsläufigkeit wird an

dieser Stelle durch die Tür der sittlichen Gründe betreten, sofern sich der Unterge-

brachte in einer Notlage befindet und sich die Pflege selbst nicht leisten kann.308

Eine Aufteilung in die einzelnen gesetzlichen Fundstellen hat also nicht zu erfolgen,

da es sich dabei insgesamt um Aufwendungen nach § 33 EStG handelt.309 Die Auf-

wendungen sind neben dem Höchstbetrag des § 33a Abs.  1 EStG berücksichti-

gungsfähig.310 

308 Vgl. BFH v. 12.12.2002, BStBl. II 2003, S. 299.
309 Vgl. BFH v. 30.06.2011, BStBl. II 2012, S. 876.
310 ebenda
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5  Besonderheiten bei der Heimunterbringung

5.1  Allgemeines

Was ist ein Heim im steuerlichen Sinne? Das Steuerrecht bedient sich an dieser

Stelle der gesetzlichen Vorschrift des § 1 HeimG. Demnach sind Heime „Einrichtun-

gen, die dem Zweck dienen, ältere Menschen oder pflegebedürftige oder behinderte

Volljährige  aufzunehmen,  ihnen  Wohnraum zu  überlassen  sowie  Betreuung  und

Verpflegung zur Verfügung zu stellen“. Somit sind unter anderem Alten-, Altenwohn-

und Pflegeheime in diesem Begriff enthalten. Gleiches gilt für den Seniorenstift.311

5.2  Die eigene Unterbringung

5.2.1 Krankheitsbedingt oder altersbedingt?

Hinsichtlich der Frage, inwieweit Aufwendungen für die eigene Unterbringung in ei-

nem Heim zu berücksichtigen sind, ist zunächst zwischen altersbedingter und krank-

heits- bzw. behinderungsbedingter Unterbringung zu unterscheiden. Kosten für die

altersbedingte Unterbringung sind als solche der privaten Lebensführung im Sinne

des § 12 Nr. 1 EStG über den Grundfreibetrag berücksichtigt, eine weiterer Abzug

als außergewöhnliche Belastungen oder Ähnliches scheidet aus.312 Dies gilt  auch

dann, wenn in dem Altenheim ein Pauschalentgelt für eine mögliche Inanspruchnah-

me der angebotenen Pflegeleistungen gezahlt wird.313 Ist der Steuerpflichtige jedoch

aus Gründen einer Krankheit oder Behinderung in einem Heim untergebracht, erge-

ben sich weitere steuerliche Begünstigungsmöglichkeiten. Doch zunächst einmal ist

zu klären, wann die Voraussetzungen dafür erfüllt sind. Das Innehaben eines Merk-

zeichens, z.B. des Merkzeichens „Bl“ eines Blinden, ist nicht zwingend notwendig;

ebenso wenig müssen dem Steuerpflichtigen tatsächlich zusätzliche Pflegekosten

entstehen.314 Jedoch muss er eine Pflegestufe innehaben oder eine entsprechende

Bescheinigung der Pflegekasse oder des privaten Versicherungsunternehmens vor-

liegen haben. Die Abrechnung durch den Träger der Einrichtung nach „Pflegestufe

0“ genügt ebenfalls als Nachweis für die Pflegebedürftigkeit.315 

5.2.2  Der Abzug der Haushaltsersparnis

Nachdem dargestellt wurde, dass lediglich Aufwendungen für eine behinderungsbe-

dingte  Unterbringung  steuerlich  neben  dem  Grundfreibetrag  zu  berücksichtigen

311 Vgl. BFH v. 14.11.2013, BStBl. II 2014, S. 456.
312 Vgl. BFH v. 30.06.2011, BStBl. II 2012, S. 876.
313 Vgl. BFH v. 29.09.1989, BStBl. II 1990, S. 418.
314 Vgl. BFH v. 14.11.2013, BStBl. II 2014, S. 456.
315 Vgl. BMF, Schreiben v. 02.12.2002, BStBl. I 2002, S. 1389.
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sind, stellt sich nun die Frage, in welcher Höhe die Aufwendungen steuermindernd

geltend gemacht werden können. Der Höhe nach abziehbar sind Aufwendungen für

die Pflege, aber auch der Mehraufwand für Unterbringung und Verpflegung.316 Zur

Ermittlung dieser tatsächlichen Mehrkosten wurde sich eines Hilfsmittels  bedient,

der  sogenannten  Haushaltsersparnis.  Durch  die  Auflösung  des  Haushaltes  ver-

braucht der Steuerpflichtige weniger Lebenserhaltungskosten, er spart Wohnkosten,

Aufwendungen für Kleidung und Verpflegung und andere alltägliche Ausgaben. Die-

se Kosten werden über den Grundfreibetrag berücksichtigt, eine Doppelberücksich-

tigung ist zu vermeiden.  Aus Vereinfachungsgründen wird als Haushaltsersparnis

der Höchstbetrag im Sinne des § 33a Abs. 1 Satz 1 EStG angewendet,  im Jahr

2019 somit  9.168 Euro.317 Die Mehrkosten ermitteln sich , indem man von den Un-

terbringungskosten die Haushaltsersparnis abzieht.318 Sofern die Voraussetzung für

die behinderungsbedingte Unterbringung nur für einen Teil des Veranlagungszeit-

raumes gegeben sind, muss eine anteilige Kürzung um 1/360 pro Tag oder 1/12 pro

Monat erfolgen.319 

Die Haushaltsersparnis ist nicht abzuziehen, sofern bei krankheitsbedingter Unter-

bringung weiterhin ein normaler Haushalt besteht und die zugehörigen Aufwendun-

gen nicht in der Rechnung der Unterbringungskosten enthalten sind.320 Gleiches gilt,

wenn der Steuerpflichtige in einem Krankenhaus untergebracht ist, auch dann ist

nicht von einer Ersparnis auszugehen.321

5.2.3 Investitionskosten

Investitionskosten sind als außergewöhnliche Belastungen nach § 33 EStG zu be-

rücksichtigen. Doch worum handelt es sich dabei? Es sind Kosten, die dem Betrei-

ber eines Heimes für die Anschaffung oder Erhaltung des Gebäudes erwachsen.

Diese werden häufig auf die Bewohner umgelegt. Um diese Kosten zu decken, kön-

nen die Bewohner Pflegewohngeld beantragen. Voraussetzungen dafür sind eine

Pflegebedürftigkeit, die Durchführung vollstationärer Pflege sowie dass der Belaste-

te die Kosten allein durch sein monatliches Einkommen nicht decken kann. Bezoge-

nes Pflegewohngeld mindert die abziehbaren Aufwendungen

316 Vgl. BFH v. 30.06.2011, BStBl. II 2012, S. 876.
317 Vgl. R. 33.3 Abs. 2 Satz 2 EStR.
318 Vgl. Bleschick, § 33 EStG, Rz. 150.
319 Vgl. R. 33.3 Abs. 2 Satz 3 EStR.
320 Vgl. Mellinghoff, § 33 EStG, Rz. 12.
321 Vgl. H. 33.1 – 33.4 „Haushaltsersparnis“ Satz 2 EStH 2017.
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5.2.4  Weiteres

Krankheitskosten sind als außergewöhnliche Belastungen zu berücksichtigen,  so-

fern die unter Tz. 2.3. genannten Voraussetzungen erfüllt sind.322 Bei einer Mietkün-

digung vor Ablauf der Kündigungsfrist mit anschließender Unterbringung in einem

Heim sind die zu viel gezahlten Mieten keine außergewöhnlichen Belastungen.323 

5.2.5 Behindertenpauschbetrag

Zu den Kosten für die Pflege zählen jene für die Unterbringung in einem Heim.324

Das bedeutet, dass für die entsprechenden Aufwendungen ein Wahlrecht besteht.

Der Steuerpflichtige kann sie nach § 33b Abs. 1 EStG oder nach § 33 EStG berück-

sichtigen lassen. Falls er sie jedoch über den Pauschbetrag erfassen lässt, ist ein

Abzug als außergewöhnliche Belastungen nicht möglich und sofern er die tatsächli-

chen Kosten nach § 33 EStG geltend macht, scheidet damit ein Abzug über den

Pauschbetrag aus.

5.2.6 Steuerermäßigung § 35a Abs. 2 EStG

Auch Bewohner eines Alten-, Pflege- oder Altenwohnheimes können die Steuerer-

mäßigung für Pflegeleistungen nach § 35a Abs. 2 in Anspruch nehmen,325 sofern die

Einrichtung in einem Staat der EU bzw. des EWR liegt.326 

Doch nur, wenn die folgenden drei Voraussetzungen vorliegen, handelt es sich tat-

sächlich  um  einen  begünstigungsfähigen  Haushalt.327 Zum  Ersten  müssen  die

Räumlichkeiten aufgrund ihrer Ausstattung geeignet sein, einen eigenen Haushalt

zu führen. Bad, Küche, Wohnungs- und Schlafbereich müssen vorhanden sein. Au-

ßerdem muss die Wohnung abschließbar sein und eine eigene Wirtschaftsführung

erlauben. Der Steuerpflichtige hat das Vorliegen der Voraussetzungen glaubhaft zu

machen bzw. nachzuweisen.328 Im Falle des § 35a Abs. 2 Satz 2 EStG ist ein eigen-

ständiger Haushalt nicht erforderlich.329

Begünstigte Aufwendungen sind beispielsweise die Reinigung von Zimmer, Woh-

nung oder Gemeinschaftsräumen oder das Pflegen der Wäsche, sofern sie im Heim

erfolgen. Ebenfalls begünstigt ist das Zubereiten und Anbieten von Speisen im Spei-

322 Vgl. BFH v. 14.11.2013, BStBl. II 2014, S. 456.
323 Vgl. FG Rheinland-Pfalz v. 17.12.2012, DStRE 2013, S. 1429ff.
324 Vgl. FG Düsseldorf v. 05.04.2016, EFG 2016, S. 911ff.
325 Vgl. § 35a Abs. 2 Satz 2 EStG.
326 Vgl. § 35a Abs. 4 Satz 2 EStG.
327 Vgl. BMF, Schreiben v. 09.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1213, Rz. 4.
328 ebenda, Rz. 17
329 Vgl. Schumann, § 35a EStG, Rz. 121.
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sesaal330 sowie das Bereitstehen als Notfalldienst im Rahmen des betreuten Woh-

nens.331 Einige Heime stellen eine Solidarkasse oder ein ähnliches Angebot den Be-

wohnern zur Verfügung. Das bedeutet, die Bewohner zahlen in diese Kasse ein und

können im Bedarfsfall – z.B. bei Eintritt der Pflegebedürftigkeit – Leistungen aus die-

ser Kasse in Anspruch nehmen. Diese Zahlungen sind jedoch nicht begünstigt, eine

Steuerermäßigung ist nicht zu gewähren.332 Die übrigen Voraussetzungen333 für den

Abzug der Aufwendungen, also beispielsweise das Ausstellen einer Rechnung und

die Zahlung durch Überweisung, gelten weiterhin.

5.2.7  Beispiel

Anna und Bernhard bewohnen ab dem 01.07.2018 gemeinsam ein eigenes,  ab-

schließbares Appartement in einem Heim, Anna altersbedingt und Bernhard nach-

weislich behinderungsbedingt. Folgende Aufwendungen haben sie dabei getragen

und  durch  Nachweise  belegt:  Unterbringungskosten  jeweils  5.000 Euro,  Verpfle-

gungskosten jeweils 2.000 Euro, Annas Pflegekosten 4.000 Euro, Bernhards Pfle-

gekosten 12.000 Euro, Erstattung durch die Pflegekasse für Anna 3.000 Euro, Er-

stattung durch die Pflegeversicherung für Bernhard 7.000 Euro, erhaltenes Pflege-

wohngeld jeweils 500 Euro und Investitionskosten jeweils 1.000 Euro.

Anna ist altersbedingt untergebracht, sie kann also den Verpflegungsmehraufwand

und die  Unterbringungskosten nicht  steuerlich  berücksichtigen.  Investitionskosten

sind in ihrem Fall ebenso keine außergewöhnlichen Belastungen, es könnte sich je-

doch eine Steuerermäßigung nach § 35a EStG ergeben. Sie kann lediglich die nach

Abzug  der  Erstattung  verbleibenden  Pflegekosten  steuerlich  berücksichtigen:

4.000 Euro abzüglich 3.000 Euro verbleiben 1.000 Euro. Sie hat ein Wahlrecht, ob

sie die Aufwendungen als außergewöhnliche Belastungen nach § 33 EStG und die

zumutbare  Belastung  als  Steuerermäßigung  oder  den  Gesamtbetrag  über

§ 35a EStG berücksichtigen lässt.334

Da Bernhard behinderungsbedingt untergebracht ist, kann er Verpflegungs- und Un-

terbringungsmehraufwand sowie Investitionskosten als außergewöhnliche Belastun-

gen berücksichtigen. Zunächst einmal sind jedoch die Erstattungen abzuziehen. Die

Pflegekosten  werden  um die  Erstattung  der  Pflegeversicherung  gekürzt,  sodass

5.000  Euro als  berücksichtigungsfähig  verbleiben.  Investitionskosten  werden  um

das Pflegewohngeld gekürzt, sodass 500 Euro verbleiben. Die Kosten für Unterbrin-

330 ebenda, Rz. 65
331 Vgl. BFH v. 03.09.2015, BStBl. II 2016, S. 272.
332 Vgl. BMF, Schreiben v. 09.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1213, Rz. 28.
333 Auf Tz. 2.7.3. wird verwiesen.
334 Auf das Beispiel in Tz. 3.5. wird verwiesen.
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gung, Verpflegung und Investition betragen in der Summe für Bernhard 7.500 Euro,

sie müssen jedoch noch um die Haushaltsersparnis gekürzt werden. Diese beträgt

für 3 Monate 3/12 von 9.000 Euro, mithin 2.250 Euro. Somit verbleiben abziehbare

außergewöhnliche Belastungen in Höhe von 5.250 Euro. Von diesem Betrag ist die

zumutbare Belastung abzuziehen.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass folgende drei Elemente die abziehba-

ren Aufwendungen mindern: Erstattungen von dritter Seite, die Haushaltsersparnis

und die zumutbare Belastung. 

5.3  Unterbringung von Angehörigen

5.3.1 Allgemeines

Die Aussagen zur ambulanten Pflege unterhaltener Personen gelten an dieser Stel-

le für die stationäre Pflege analog.335 Als Pflegekosten und damit als außergewöhnli-

che Belastungen abziehbar sind auch die Mehraufwendungen für Verpflegung und

Unterbringung.336

Auch hier stellt sich einem durchaus wieder die Frage, inwieweit Unterbringungskos-

ten  eines  Unterhaltenen  steuerlich  zu  begünstigen  sind.  Gilt  §  33  EStG  oder

§ 33a Abs. 1 EStG? Die Lösung liegt schon wie bei der ambulanten Pflege in der

Unterscheidung zwischen typischen und atypischen Unterhaltsaufwendungen. Typi-

sche Kosten sind jene für eine altersbedingte Unterbringung des Unterhaltsberech-

tigten in einem Altersheim. All diese Aufwendungen werden über die Vorschrift des

§ 33a Abs. 1 EStG erfasst. Wird er jedoch aus Gründen einer Krankheit oder Behin-

derung in einem Heim untergebracht, so sind die damit im Zusammenhang stehen-

den Aufwendungen außergewöhnliche Belastungen nach § 33 EStG. Sie gehören

zu den atypischen Aufwendungen. Die Aufwendungen sind neben dem Höchstbe-

trag des § 33a Abs. 1 EStG berücksichtigungsfähig.337 Zusammenfassend kann ge-

sagt werden, dass bei einer altersbedingten Unterbringung die Unterbringungskos-

ten als Unterhaltsaufwendungen, und bei einer krankheits- bzw. behinderungsbe-

dingten Unterbringung als  allgemeine  außergewöhnliche  Belastungen zu berück-

sichtigen sind.

5.3.2 Besuchsfahrten

Unter bestimmten Voraussetzungen können die Fahrten, die dem Besuch und damit

verbunden der  Pflege eines  kranken Angehörigen dienen,  als  außergewöhnliche

335 Auf Tz. 4.2. wird verwiesen.
336 Vgl. BFH v. 30.06.2011, BStBl. II 2012, S. 876.
337 ebenda

49



Belastungen berücksichtigungsfähig sein; das Ziel, die Beziehung zur Familie auf-

recht zu erhalten, genügt jedoch nicht.338 Als dienlich gelten die Besuche, wenn sie

zur  Besserung  des Gesundheitszustandes  des Patienten und zur  Linderung  der

Krankheit oder Behinderung entscheidend beitragen. 

5.3.3 Pflegepauschbetrag 

Hinsichtlich der Frage, inwiefern bei der Heimunterbringung ein Pflegepauschbetrag

in Anspruch genommen werden kann, gilt das Folgende. Die Unterbringung in ei-

nem Altenheim oder Ähnlichem ist grundsätzlich unschädlich.339 Es ist jedoch zu ver-

muten, dass insbesondere der Umfang der eigenen Pflege im Vergleich zur Pflege

durch Dritte, beispielsweise Angestellte der Einrichtung, ein streitiger Punkt ist, der

bei Nichterfüllung den Pflegepauschbetrag verbietet. Die Pflege muss schließlich zu

mindestens 10 % durch den Steuerpflichtigen erfolgen.340 

5.4  Gemeinsame Unterbringung von Ehegatten

Bei der Pflegebedürftigkeit eines Ehegatten geschieht es sehr häufig, dass auch der

andere Ehegatte mit in das Alten- oder Pflegeheim zieht, um nicht dauerhaft vom

Partner getrennt zu leben. Viele Heimbetreiber bieten spezielle Konditionen und ver-

schiedene Gestaltungsmodelle an. Recht häufig bewohnen die Eheleute dabei ein

eigenes Apartment. Aus steuerrechtlicher Sicht lässt sich grundsätzlich sagen, dass

die Voraussetzungen für beide Personen einzeln zu prüfen sind. So sind die Auf-

wendungen des nicht pflegebedürftigen Ehegatten nicht berücksichtigungsfähig, nur

weil die Voraussetzungen für den Ehepartner erfüllt sind.341 Doch insbesondere in

diesem Fall kann sich die Kombination ergeben, dass der eine Ehegatte den Behin-

derten- und der andere den Pflegepauschbetrag in Anspruch nehmen kann. 

Beispiel: Bernhard ist pflegebedürftig und erfüllt die Voraussetzungen für den Behin-

dertenpauschbetrag. Seine Frau Anna pflegt ihn und erfüllt den Tatbestand für den

Pflegepauschbetrag. Insbesondere beträgt ihr Anteil der eigenen Pflegeleistungen

mehr als 10 %. Die Eheleute können somit  die beiden Pauschbeträge in  einem

Steuerbescheid nebeneinander berücksichtigen lassen, sofern Zusammenveranla-

gung gewünscht ist.

338 Vgl. BFH v. 06.04.1990, BStBl. II 1990, S. 958.
339 Vgl. Mellinghoff, § 33b EStG, Rz. 15.
340 Auf Tz. 2.6.3.3. wird verwiesen.
341 Vgl. BFH v. 15.04.2010, BStBl. II 2010, S. 794.
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6  Besonderheit Kinder 

6.1  Allgemeines

Glücklicherweise gibt es nicht viele Kinder, die die Themen Heimunterbringung und

Pflege direkt betreffen. Aus diesem Grund sei dem Thema nur ein kleiner Teil dieser

Arbeit gewidmet. Grundsätzlich sind die Aufwendungen unter den vorstehend ge-

nannten Gesichtspunkten abziehbar. Um einige Beispiele zu nennen, wird hinsicht-

lich des behinderungsbedingten Umbaus der Wohnung auf Tz. 4.1.3., hinsichtlich

der Heimunterbringung des Kindes auf Tz. 5.3. und hinsichtlich der Pflege des Kin-

des auf die Tz. 4.2. verwiesen. Auf einige Besonderheiten sei an dieser Stelle je-

doch eingegangen.

6.2  Übertragung des Behindertenpauschbetrages auf die    
Eltern

§ 33b Abs. 5 EStG besagt, dass der Behindertenpauschbetrag eines Kindes grund-

sätzlich auf die Eltern übertragen werden kann. Diese Vorschrift hat unter anderem

das Ziel, die Begünstigung nicht ins Leere laufen zu lassen, nur weil Kinder sehr sel-

ten  ein  steuerlich  relevantes  Einkommen  haben.  Um  die  Übertragung

wirksam  durchführen  zu  können,  muss  das  Kind  die  Voraussetzungen  des

§ 33b Abs. 1 bis 3 EStG erfüllen.342 Die Eltern wiederum müssen einen Anspruch

auf den Kinderfreibetrag des § 32 Abs. 6 EStG oder auf Kindergeld haben.343 Diese

Voraussetzung kann im Übrigen auch bei einem Groß- oder Stiefelternteil möglich

sein,  sodass  auch  auch  in  diesem  Fall  eine  Übertragung  erfolgen  kann.344 Der

Pauschbetrag für das Kind kann jedoch nicht gleichzeitig von Eltern und Kind in An-

spruch genommen werden.345 Die Übertragung ist antragsgebunden, eine Zustim-

mung des Kindes ist nicht notwendig.346 Der Antrag erfolgt grundsätzlich über die

Steuererklärung. Die Übertragung ist nur vollständig möglich – eine Aufteilung auf

Elternteil und Kind ist somit untersagt – und erfolgt grundsätzlich auf beide Elterntei-

le jeweils zur Hälfte.347 Auf Antrag ist auch eine andere Aufteilung möglich.348 Diese

führt zu einer Veranlagungspflicht.349 Jedoch ist der nicht vom Pauschbetrag umfass-

te  Anteil  der  Aufwendungen  nicht  als  außergewöhnliche  Belastung  berücksichti-

gungsfähig.350

342 Vgl. BMF, Schreiben v. 28.06.2013, BStBl. I 2013, S. 845.
343 Vgl. § 33b Abs. 5 Satz 1 EStG.
344 Vgl. Hillmoth, Rz. 1437.
345 Vgl. Bleschick, § 33b EStG, Rz. 32.
346 Vgl. Hillmoth, Rz. 1438; a. A. Bleschick, § 33b EStG, Rz. 32.
347 Vgl. Hillmoth, Rz. 1439.
348 ebenda, Rz. 1440
349 Vgl. § 46 Abs. 2 Nr. 4a Buchstabe e EStG.
350 Vgl. Hillmoth, Rz. 1441.
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Wenn  ein  Elternteil,  beispielsweise  die  Mutter,  der  Unterhaltsverpflichtung  nicht

nachkommt, hat das andere Elternteil, beispielsweise der Vater, einen Anspruch auf

die volle Übertragung des Pauschbetrages. Die Mutter darf in diesem Fall auch kei-

ne allgemeinen außergewöhnlichen Belastungen in Anspruch nehmen.351 Sofern das

Kind seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, ist eine Über-

tragung nur möglich, wenn das Kind in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig im

Sinne des § 1 Abs. 3 EStG ist.352 Der Pflegepauschbetrag gemäß § 33b Abs. 6 EStG

darf zusätzlich in Anspruch genommen werden, sofern die Voraussetzungen dafür

erfüllt sind.353

6.3  Der behinderungsbedingte Besuch einer Privatschule

Zur besseren Förderung eines behinderten Kindes gibt es Schulen, in denen betrof-

fene Kinder entsprechend ihrer Möglichkeiten und Einschränkungen besonders und

individuell gebildet werden können. Diese Schulen sind spezialisiert auf die jeweilige

Art der Behinderung. Zum Teil stehen diese Schulen unter einem privaten Träger,

sodass von den Erziehungsberechtigten Schulgeld zu zahlen ist. Dadurch entsteht

den Eltern ein Mehraufwand gegenüber einer Vielzahl an Bürgern, der steuerlich be-

günstigt werden soll. Die Kosten dafür sind jedoch nur dann steuerlich zu berück-

sichtigen, wenn sie tatsächlich krankheitsbedingt sind.354 Die folgenden Vorausset-

zungen müssen erfüllt sein.355 Ziel des Schulbesuches muss es sein, dass das Kind

eine angemessene Berufsausbildung erlangt. Die Kinder müssen individuell geför-

dert werden. Sofern sich eine geeignete staatliche und damit kostenlose schulische

Einrichtung in zumutbarer Entfernung befindet und es dem Kind auch tatsächlich

möglich ist, diese zu besuchen, scheitert die steuerliche Berücksichtigung am Tat-

bestandsmerkmal der Zwangsläufigkeit. Zudem müssen die eben genannten Vor-

aussetzungen  durch die zuständige oberste Landeskultusbehörde oder durch sie

bestimmte Stelle bestätigt werden.

6.4  Die Unterbringung in einer sozialen Wohngruppe

Wird ein verhaltensauffälliger  Jugendlicher  in  einer  sozialen und therapeutischen

Wohngemeinschaft untergebracht und wird vorher ein Gutachten vom Amts- oder

Vertrauensarzt ausgestellt, dass tatsächlich eine Krankheit vorliegt und die Unter-

bringung medizinisch notwendig ist, dann können die Kosten der Eltern als außerge-

wöhnliche Belastungen berücksichtigt werden.356

351 ebenda
352 Vgl. BFH v. 02.06.2005, BStBl. II 2005, S. 828.
353 Vgl. R. 33b Abs. 6 EStR.
354 Vgl. BFH v. 17.04.1997, BStBl. II 1997, S. 752.
355 Vgl. Hillmoth, Rz. 1397.
356 Vgl. BFH v. 21.04.2005, BStBl. II 2005, S. 602.
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6.5  Mehraufwand für eine Urlaubsbegleitung

Wenn durch ein amtsärztliches Gutachten oder die entsprechende Feststellung in

einem Behindertenausweis nachgewiesen wird, dass aufgrund der Behinderung des

Kindes eine durchgängige Begleitung notwendig ist, dann ist der Mehraufwand einer

Urlaubsreise für Verpflegung, Unterbringung und Fahrt in Höhe von 767 Euro neben

dem Pauschbetrag  für  behinderte  Menschen  abziehbar.357 Dies  gilt  jedoch  nicht,

wenn sich die Reise nicht von einem üblichen Familienurlaub unterscheidet.358 Man-

gels tatsächlichem Mehraufwand sind diese Urlaube als Kosten privater Lebensfüh-

rung im Sinne des § 12 EStG steuerlich nicht gesondert zu berücksichtigen sind.

6.6  Kuraufenthalt

Aufwendungen  für  einen  Kuraufenthalt  des  kranken  Kindes  sind  auch  unter  be-

stimmten Voraussetzungen steuermindernd geltend zu machen. Sofern diese – im

Folgenden dargestellt – erfüllt sind, ist eine Berücksichtigung zusätzlich zum über-

tragenen Behindertenpauschbetrag möglich.359 Die Kur muss nachweislich zur Hei-

lung oder Linderung der gesundheitlichen Beschwerden notwendig sein. Sofern eine

andere,  weniger  aufwendige Behandlung ähnlich erfolgversprechend ist,  scheidet

eine Berücksichtigung aus, da es am Merkmal der Angemessenheit scheitert. Kos-

ten der Eltern für die Begleitung des Kindes sind nur dann abziehbar, wenn durch

die  amtsärztliche  Bescheinigung  die  Notwendigkeit  der  Begleitung  aufgrund  der

Krankheit oder des Alters beglaubigt wird.360 Der Vermerk im Behindertenausweis

des Kindes, dass eine ständige Begleitung notwendig ist, genügt jedoch auch.361

6.7  Fahrtkosten

Wenn Eltern ihr Kind in die Schule, zu Freizeitaktivitäten und Ähnlichem fahren, sind

diese Kosten grundsätzlich durch Kinderfreibetrag bzw. Kindergeld abgegolten. So-

fern jedoch das Kind behindert oder pflegebedürftig ist, entsteht den Eltern dadurch

in den meisten Fällen ein Mehraufwand, der steuerlich gewürdigt werden muss. Da-

bei gilt Folgendes: Wenn das Kind bei der entsprechenden Fahrt tatsächlich mitge-

fahren ist und wenn der Behindertenpauschbetrag auf die Eltern übertragen wurde,

sind die Fahrten nach den Angaben der Tz. 4.1.4. zu berücksichtigten.362 Aufwen-

dungen der Eltern für den Erwerb der Fahrerlaubnis ihres schwer steh- und gehbe-

hinderten Kindes werden ebenso als außergewöhnliche Belastung anerkannt.363

357 Vgl. BFH v. 04.07.2002, BStBl. II 2002, S. 765.
358 Vgl. BFH v. 26.01.2006, BFH/NV 2006, S. 1265f.
359 Vgl. BFH v. 12.06.1991, BStBl. II 1991, S. 763.
360 Vgl. BFH v. 17.12.1997, BStBl. II 1998, S. 298.
361 Vgl. BFH v. 04.07.2002, BStBl. II 2002, S. 765.
362 Vgl. BFH v. 01.08.1975, BStBl. II 1975, S. 825.
363 Vgl. BFH v. 26.03.1999, BStBl. II 1993, S. 749.
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7 Abschließende Worte

Nachdem die einkommensteuerlichen Begünstigungsmöglichkeiten der Aufwendun-

gen für Heimunterbringung und Pflege ausführlich dargestellt und einer Prüfung un-

terzogen wurden, ist es an der Zeit, ein Fazit zu ziehen. Meines Erachtens kommt

der Staat seiner Fürsorgepflicht in einem guten Maße nach. Es gibt mehrere Vor-

schriften, die die unterschiedlichen Lebenssituationen der gesundheitlich schwäche-

ren Steuerbürger individuell würdigen. Durch die steuerlichen Begünstigungen dür-

fen sich Pflegebedürftige  und ältere Menschen als  Teil  der  Gesellschaft  wertge-

schätzt fühlen und ihre Angehörigen dürfen merken, dass ihre Leistungen und viel-

leicht auch Entbehrungen, die die Pflege in vielen Fällen mit sich bringt, durch den

Staat anerkannt werden. Und dennoch darf nicht ungesagt bleiben, dass es durch-

aus auch Kritikpunkte zu diesem Thema gibt. Die Aufwendungen für Heimunterbrin-

gung und Pflege sind auf verschiedene gesetzliche Fundstellen verteilt und insbe-

sondere die Frage, wann Aufwendungen nebeneinander  anwendbar sind,  ist  nur

sehr undurchsichtig beantwortet. Für steuerlich nicht beratene Steuerpflichtige ist es

nur sehr schwer möglich, den vollen Rahmen der steuerlichen Begünstigungen aus-

zuschöpfen.  Dies darf  jedoch nicht  dazu führen, dass die Steuerpflichtigen allein

aufgrund dieser Aufwendungen gezwungen sind, die Dienste eines Lohnsteuerhilfe-

vereins oder Steuerberaters in Anspruch zu nehmen. Auch ist bei der Erarbeitung

aufgefallen, dass es sehr viel umfangreiche und aktuelle Rechtsprechung dazu gibt.

In dieser Tatsache spiegelt sich allgemein die Aktualität des Themas. Dies trägt je-

doch noch zusätzlich dazu bei, dass alles undurchsichtiger und schwerer anzuwen-

den ist. Es müssen Möglichkeiten gefunden werden, insbesondere ältere Menschen

zu diesen Themen umfangreicher zu beraten, eben weil aufgrund steigender Steu-

erpflicht der Renten und aufgrund des demographischen Wandels der Anteil dieser

Bevölkerungsschicht prozentual steigt. Eine Möglichkeit wäre, einen noch umfang-

reicheren Pauschbetrag zu schaffen, durch den alle Aufwendungen abgegolten sind

und der die vielen gesetzlichen Fundstellen in sich vereint. Dies würde Steuerpflich-

tige und die Finanzverwaltung erheblich entlasten. Das Problem dabei ist, dass dies

ggf. dem Prinzip der Leistungsfähigkeit widersprechen könnte, da dann Steuerpflich-

tige mit sehr hohen Aufwendungen denen mit geringen Aufwendungen steuerlich

gleichgestellt werden. Bereits im Jahr 1964 hat es eine amtliche Untersuchung ge-

geben,  deren Ergebnis  ein Bericht  der Einkommensteuerkommission ist.364 Diese

greift die Idee des „allgemeineren Pauschbetrages“ auf und verwirft ihn als unprakti-

kabel  mit  der  Begründung,  dass  die  Vorschriften  elastisch  bleiben  müssen.  Die

Steuerreformkommission brachte im Jahr 1971 den Vorschlag, eine Vorschrift ähn-

364 Schriftenreihe des BMF Heft 7, 1964, S. 247ff.
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lich der des § 9 EStG zu schaffen, in der die verschiedenen außergewöhnlichen Be-

lastungen, beispielsweise Krankheits- und Pflegekosten, Aufwendungen für Gebur-

ten, Unfälle oder Todesfälle einzeln aufgeführt werden.365 Diese Idee würde wesent-

lich zur Übersichtlichkeit beitragen. Das Problem dabei ist lediglich, dass der Begriff

der Außergewöhnlichkeit ja gerade bedeutet, dass es sich um Aufwendungen han-

delt, die sich schlecht in eine Schublade einordnen lassen. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass der Wille von Gesetzgeber und Re-

gierung, alte, behinderte und pflegebedürftige Menschen über das Steuerrecht zu

entlasten, klar erkennbar ist. Dennoch müssen neue Wege gefunden werden, um

die  gewollten  Begünstigungen tatsächlich  den dafür Bestimmten zuzuführen.  Die

Entlastung darf nicht in Unkenntnis und Verworrenheit untergehen.

365 Vgl. Kanzler, § 33 EStG, Rz. 3.
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